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Merkmale
liberaler
Landespolitik

Programm
fiir die Landtagswahl 1988

Beschlossen vo m 73. Ordentlichen Landesparteitag
am 2./3. Oktober 1987 in Friedrichshafen



Dr. Walter Doring
Landesvorsitzender
der F.D.P.

Liebe Mitbiirgerinnen
und Mitbiirger,

..Zum Gliick gibt’s die Liberalen* — mit dieser Uberzeugung geht die
Freie Demokratische Partei in den Landtagswahlkampf.

Nach 16-jahriger Alleinherrschaft einer Partei braucht das Land in
allen Bereichen der Politik wieder kriftige liberale Impulse. Es muf} endlich
Schluf gemacht werden mit Machtmi3brauch, Vetterleswirtschaft und
schwarzem Filz.

Im Mittelpunkt unserer Politik steht der einzelne Mensch mit seinen
Anliegen und Problemen. Wir wollen eine offene Gesellschaft verwirklichen,
die vom Leitbild des freien, verantwortungsbewufiten und eigenverant-
wortlich handelnden Biirgers ausgeht.

Nach unserer Auffassung muf liberale Politik fiir Baden-Wiirttemberg
gekennzeichnet sein durch

@ entschiedenes Eintreten flir die Sicherung unserer natiirlichen Lebens-
grundlagen Luft, Boden, Wald und Wasser, fiir den Einsatz
modernster Technologien zur Beseitigung von Umweltgefahren und eine
unnachsichtige Bestrafung von Umweltsiindern,

@ cntschiedenes Eintreten fiir eine freiheitliche, marktwirtschaftliche
Wirtschaftsordnung, fiir eine starke mittelstéindische Struktur und
gegen staatliche Géangelung und Bevormundung,

® entschiedenes Eintreten fiir das Biirgerrecht auf Bildung, fiir Freiheit,
Vielfalt und Autonomie im Bildungswesen und die Verbesserung
der Bildungschancen jedes einzelnen Biirgers,

® cntschiedenes Eintreten fiir mehr Biirgerrechte, fiir einen sorgfiltigen
Datenschutz und die Verteidigung unseres freiheitlichen Rechtsstaates.

Das sind die Schwerpunkte unseres Programms fiir die Landtagswahl am
20. Mirz 1988. Die Chance ist grof3, dieses Programm in praktische Politik
umzusetzen. Dazu bitte ich um Ihre Unterstlitzung. Es ist hochste Zeit, die
absolute Mehrheit der CDU zu beenden. Deshalb rufe ich die Biirgerinnen
und Biirger unseres Landes auf: Fassen Sie sich ein Herz, wéhlen Sie
mit Verstand, geben Sie am 20. Mérz 1988 Thre Stimme der F.D.P.,
denn Baden-Wiirttemberg braucht die Liberalen!

Mit freundlichen Griif3en

(Dr. Walter Déring)
Landesvorsitzender der F.D.P.
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Merkmale liberaler Politik
fur Baden-Wiurttemberg

Im Mittelpunkt unserer libera-
len Politik fiir Baden-Wiirttemberg
steht der einzelne Mensch: Leitbild
liberaler Politik ist der freie, verant-
wortungsbewuf3te und eigenverant-
wortlich handelnde Biirger.

Damit sind MaBstibe sowohl fiir
die Ziele als auch fiir die Mittel und
Wege unserer Politik gesetzt: Libe-
rale Politik kann immer nur mit dem
Biirger, niemals aber gegen oder
ohne ihn entwickelt, diskutiert und
umgesetzt werden. Nur ein solcher
Ansatz gewihrleistet wirkliche biir-
gernahe Politik, die fiir die Liberalen
bei allen Entscheidungen oberste
Prioritdt hat.

Liberale Politik fiir unser Land ist
gekennzeichnet durch:

® Entschiedenes Eintreten fiir die
Sicherung unserer natiirlichen
Lebensgrundlagen;

® Entschiedenes Eintreten fiir eine
der Umwelt verpflichtete soziale
Marktwirtschaft;

® Entschiedenes Eintreten fiir die
Sicherung der Zukunftschancen
unserer lindlichen Rdume;

® Entschiedenes Eintreten fiir mehr
Biirgerrechte;

® Entschiedenes Eintreten fiir das
Biirgerrecht auf Bildung.

Liberale Politik fiir Baden-
Wiirttemberg heif3t: Wir setzen
Zukunftsdngsten das Vertrauen in
die Fahigkeit der Biirger entgegen,
aus eigener Verantwortung eine
freie, friedliche und sozial gerechte

" und dkologisch verantwortungsbe-

wullte Gesellschaft fiir unser Land zu
gestalten.

Deshalb gilt fiir Baden-Wiirt-
temberg: ,,Zum Gliick gibt's die
Liberalen.*



Umweltpolitik

Wir brauchen die Natur —
die Natur braucht uns

Umweltschutz ist Staatsziel.
Vom Erfolg der Umweltpolitik hiingt
die Zukunft unseres Landes ab. Des-
halb hat der Schutz der natiirlichen
Lebensgrundlagen in Baden-Wiirt-
temberg Verfassungsrang. Das hat
die F.D.P. durchgesetzt!

Okologie ist Langzeitokonomie.

Okologische Marktwirtschaft

Effektiver Umweltschutz ist nur
in einer Wirtschaftsordnung moglich,
in der der Widerspruch zwischen
Okologie und Okonomie aufgehoben
wird: in einem System der Okologi-
schen Marktwirtschaft. Der Produk-
tionsfaktor Natur muB3 den gleichen
Rang erhalten wie die Produktions-
faktoren Arbeit und Kapital. Reine
Luft, sauberes Wasser und unbeschi-
digte Landschaft sind knappe Giiter,
die nicht mehr verschenkt werden
diirfen, sondern fiir die Knappheits-
preise wie fiir die anderen Produk-
tionsfaktoren verlangt werden miis-
sen. Dadurch geht der Verbrauch
des Produktionsfaktors Natur als
Produktionskosten in die Erfolgs-
rechnung der Unternehmen ein und
wird bei unternehmerischen Ent-
scheidungen mit dem notwendigen
Gewicht beriicksichtigt.

Naturschutz und
Artenschutz

Der fortschreitende Arten-
schwund ist auch fiir den Menschen
bedrohlich. Biotopschutz ist Arten-
schutz. Neben der Sicherung groBer,
zusammenhingender Gebiete muB
auch die Zahl kleiner, woméglich
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untereinander verbundener Biotope
vergroBert werden.

Die F.D.P. fordert:

® Naturschutzgebiete (zur Zeit 1 %
der Fliche des Landes), die die
Nutzung durch den Menschen
weitestgehend einschrinken, sind
im Land zu vergréBern. Eine
Umwidmung in Gebiete geringe-
rer Okologischer Wertigkeit darf
nicht erfolgen. Gerade auch in
den Ballungsriumen sind Natur-
schutzgebiete von herausragender
Bedeutung.

® Landschaftsschutzgebiete dienen
der Sicherung naturnaher Riume,
der Bewahrung natiirlicher und
kulturbedingter Formenmannig-
faltigkeit. Die Umwidmung von
Landschaftsschutzgebieten soll
nur in Richtung einer héheren
Okologischen Wertigkeit erfolgen.

® Der Wald und die landwirtschaft-
lich genutzte Fliche sind trotz
ihrer wirtschaftlichen Nutzung
dkologisch wichtige Rdume. Ord-
nungsgeméBe Landwirtschaft muf3
zugleich dem Schutz des Bodens
und des Grundwassers dienen.
Dem Landverbrauch muBl Einhalt
geboten werden. Eine weitere
Zersiedelung, Versiegelung und
Verinselung, aber auch fortge-
setzte Ausrdumung und Verddung
der Landschaft miissen ein Ende
finden. Es gilt, zu rekultivieren
und zu renaturieren. Deshalb
muB Flurbereinigung in Zukunft
verstidrkt auch der Vernetzung
von naturnahen Fldchen und der
Flurbereicherung dienen. Der
Umgang mit der Natur muf}
Arten und Landschaft bewahren.



Die Erarbeitung von Oko-Kata-
stern zur Erfassung der Qualitét
der unversiegelten Flidchen ist
Voraussetzung fiir eine dkologi-
sche Raumordnungs- und Bauleit-
planung. Sie ist vom Land nach-
driicklich voranzutreiben.

Miill und Abfall

Baden-Wiirttemberg steckt tief
in der Miillkrise. Miillexporte,
Verbrennung und Deponierung
alleine 16sen das Problem nicht. Des-
halb gilt es, Miill wo immer méglich
zu vermeiden, daneben aber ein
schliissiges Entsorgungskonzept zu
verwirklichen, das auch den Roh-
stoffbedarf und das Sicherheitsbe-
diirfnis kommender Generationen
beriicksichtigt. Zur Rohstoffsiche-
rung ist die Vorsortierung des Miills
als Voraussetzung fiir die Wiederver-
wendung auch von Rohstoffen
unverzichtbarer Bestandteil der
Miillbewirtschaftung. Der Entsor-
gungsnotstand im Sondermiillbereich
macht das vollige Versagen der
CDU-Landesregierung deutlich.

Die F.D.P. fordert:

® Schon bei der Produktion von
Giitern ist eine umweltvertragli-
che Entsorgung einzuplanen. Alle
geeigneten Schritte, um Einweg-
verpackungen systematisch zu-
gunsten der Mehrwegpackungen
zuriickzudridngen, sind einzulei-
ten.

® Die Moglichkeiten zur Wiederver-
wendung, Wiederverwertung und
zu schadloser Beseitigung sind auf
dem Produkt selbst anzugeben.
Die F.D.P. fordert deshalb fiir
jedes umweltwirksame Produkt
einen , Entsorgungspaf}*.
Hersteller, die dieses Gebot nicht

erfiillen, sind mit den Kosten der
Entsorgung zu belasten.

@® Soweit Abfall nicht wiederver-
wendet und wiederautbereitet
werden kann, muf} dieser auf
Dauer einer gefahrlosen Endlage-
rung in gesteinsdhnlicher Form
zugefiihrt werden. Die Entwick-
lung von Verfahren, die geeignet
sind, dieses Ziel zu erreichen, ist
mit Nachdruck zu férdern.

@ Organische Bestandteile des
Abfalls sind zu kompostieren.
Das Landesabfallgesetz ist mit
dem Ziel zu dndern, eine Kom-
postierung von Baumschnitt sowie
Griin- und Gartenabfillen auch
auf Gemeindeebene zu ermogli-
chen.

® In den Gemeinden sind Systeme
der getrennten Hausmiillentsor-
gung einzufiihren.

Bei allen thermischen Entsor-
gungsverfahren ist die freigesetzte
Energie zu nutzen. Dem Bau von
dezentralen Anlagen mit kurzen
Anlieferungswegen ist der Vorzug zu
geben. Eine nach dem Volumen
einer groBBen Miillverbrennungsan-
lage vergleichbare Pyrolyseanlage ist
zu errichten; ferner soll das Modell
eines schadstofffreien Kraftwerkes
entwickelt werden.

® Wir fordern die Erstellung eines
Altlasten-Sanierungsplanes fiir
das Land Baden-Wiirttemberg.

Die Altlastsanierung ist drin-
gend. Sie muf} eine der Schwer-
punktaufgaben der Umweltpolitik in
der neuen Legislaturperiode sein.
Die Kosten fiir die Sanierung alter
Abfallager trégt ein Fonds, der von
den Gemeinden, dem Land und der
Industrie zu gleichen Teilen finan-
ziert wird. Dabei ist eine freiwillige
Vereinbarung anzustreben.



Luft

Das Waldsterben geht weiter.
Alle Zeichen deuten auf eine schlei-
chende Fortentwickiung dieses Phi-
nomens hin. Luftschadstoffe sind fiir
die Walderkrankung von entschei-
dender Bedeutung. Die Luftver-
schmutzung hat aber nicht nur das
Waldsterben zur Folge. Alles Leben
leidet unter ihr.

Die F.D.P. fordert:

@ cine Reduzierung der Emissionen
aus dem Verkehr, der Industrie
und dem Hausbrand auf das tech-
nisch mogliche Maf3;

® dic Umstellung der KFZ-Steuer
auf die Mineraldlsteuer;

@ fiir Gefahrentransporte die Zulas-
sung nur auf bestimmten Routen
und ein generelles Tempolimit;

® dic Verlagerung von Transport-
giitern von der Stra3e auf die
Schiene;

@ die verbindliche Einfithrung von
Grenzwerten fiir Dieselmotoren
ab 1. Januar 1988, keine Steuer-
freiheit fiir nicht entrufite Fahr-
zeuge;

® dic Forderung der Markteinfiih-
rung von schadstoffarmen Anla-
gen fiir kleinere Heizungen;

® verstirkte finanzielle Anreize fiir
den Einsatz von Technologien
und Kraftstoffen, die die Absen-
kung von Schadstoffen bei Kraft-
fahrzeugen beschleunigen;

@ cine preisabhingige Erhéhung der
Mineraldlsteuer, um den durch
die Verbilligung des Treibstoffs
zuriickgegangenen Sparwillen zu
stirken;

® das Verbot von Fluorchlorkohlen-
wasserstotfen (FCKW) in Treib-
gasen und Verpackungsmateria-
lien;
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® dic Einrichtung von MeBstationen
fiir die Luftiiberwachung fiir die
ganze Atmosphdre, insbesondere
im Hinblick auf die Ozonvertei-
lung.

Wasser

Die Reinhaltung der Oberfla-
chengewisser und des Grundwassers
ist von lebenswichtiger Bedeutung.
Ein Biindel von Einzelmainahmen
muB den Schutz der Gewisser sicher-
stellen:

@® Schiffe und Sportboote, Motor-
und Segelboote sind so auszustat-
ten, daB3 keine wasserschédigen-
den Stoffe in den See gelangen.
Eine weitere Ausdehnung im
Uferbereich darf nicht mehr zuge-
lassen werden;

@ die Bodenseerichtlinien fiir die
Einleitung von Abwissern sind
auf das ganze Land auszudehnen;

® Ausnahmegenehmigungen fiir die
Einleitung unzureichend geklérter
Abwasser in Binnengewdsser diir-
fen nicht langer erteilt werden.
Bereits erteilte Genehmigungen
sind abzubauen. Die Einhaltung
dieser Auflagen ist konsequent zu
iiberwachen;

® insbesondere Chemiebetriebe
miissen Notspeicherungskapaziti-
ten fiir Abwisser und giftbelaste-
tes Loschwasser bereithalten;

@ die Einleitung konzentrierter
Salzlosungen in die Gewdsser ist
strikt zu unterbinden;

® die Belastung des Grundwassers,
insbesondere durch Nitrate,
Schwermetalle, CKW und schwer
abbaubare Pflanzenschutzmittel
wie Atrazin, muB} energisch
zuriickgedringt werden;



@ Pilotprojekte zur Denitrifikation
sollten verstiarkt entwickelt und
gefordert werden;

@® bei der Industrie ist verstirkt
Oberflichenwasser einzusetzen
und dieses, wo immer moglich,
mehrfach zu nutzen;

@ alle Rechte und iiberkommenen
Befugnisse zur Grundwasserent-
nahme sind zu iiberpriifen;

® rcgionale und ortliche Wasserver-
sorgung gilt es zu erhalten und in
das landesweite MeB3netz einzube-
ziehen;

@® der Hochwasserschutz muf3 kolo-
gisch vertretbar sein. Kleinen Ein-
heiten ist Vorrang vor Grofibau-
ten einzurdumen.

® Dic F.D.P. lehnt den Wasserpfen-
nig ab!

Die F.D.P. lehnt die Erhebung
eines ,,Wasserpfennigs* bei den
Verbrauchern zum Ausgleich von
Nutzungsbeschrinkungen, die der
Landwirtschaft in Schutzgebieten
auferlegt werden, aus verfassungs-
rechtlichen Griinden (Sonder-
steuer!), aber auch wegen des zu
erwartenden erheblichen biirokrati-
schen Aufwandes ab. Sie sieht die
Notwendigkeit, der Landwirtschaft
Ausgleichsleistungen fiir finanzielle
Einbuflen, wie sie durch die Nut-
zungsbeschrinkungen entstehen, zu
gewihren. Diese Ausgleichsleistun-
gen sollen aus dem Landeshaushalt
finanziert werden.

MeB- und Warnsysteme

Die Umweltkatastrophen der
vergangenen Jahre zeigen, dafl
Grofitechnik schwer beherrschbar
ist. Sicherheits- und Warnsysteme
sind unabdingbar, vor allem in
Betrieben. Es gilt, zuverlissige

Systeme grenziibergreifend zu ent-
wickeln und rasch verfiigbar zu
machen.

MeBwerte fiir kennzeichnende
Gefahrenstoffe sind kontinuierlich zu
erheben. Fiir die Beurteilung der
MeBwerte kommt Bioindikatoren
eine erhebliche Bedeutung zu. Die
stindige Uberwachung und Kon-
trolle der Umweltschutzbestimmun-
gen im gewerblichen Bereich muf}
verstirkt werden. Diese Aufgabe soll
ein neu einzurichtender ,, Umwelt-
TUV* iibernehmen, der von privaten
Technikern und Laboreinrichtungen
getragen werden soll.

Dieser ,,Umwelt-TUV* soll
auch die ab 1988 EG-weit vorge-
schriebene Umweltvertréglichkeits-
priifung durchfihren.

Automatische Mefsysteme sind
insbesondere im Rhein einzurichten.

Umweltrecht

Das Umweltrecht muf3 strenger
gefal3t werden. Das gilt sowohl fir
das Strafmaf wie fiir die Uberfiih-
rung von'schweren Umweltverst6fen
aus dem Ordnungswidrigkeiten- in
das Strafrecht. UmweltverstoBe sind
keine Kavaliersdelikte. Sie miissen
unnachsichtig und umgehend verfolgt
werden. Bei Aburteilungen ist neben
dem Strafspruch auch eine Abschop-
fung des durch Umweltvergehen
erzielten Gewinns vorzunehmen.
Zur verstirkten Durchsetzung sind
Schwerpunktstaatsanwaltschaften fiir
Umwelt und spezielle Umweltkam-
mern bei den Gerichten einzurich-
ten. Die Ermittlungsbehorden sind
besser auszustatten. Das Umwelt-
strafrecht muf} in der Européischen
Gemeinschaft vereinheitlicht wer-
den. Dartiiber hinaus muf3 es moglich
bleiben, daB einzelne EG-Mitglieds-
staaten zur Verbesserung ihrer
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Umweltbedingungen weitergehende
Regelungen beschlieBen. Einheitlich-
keit darf nicht dazu fiithren, daf3
iberall nur der geringste Umwelt-
standard durchgesetzt wird.

Sport und Freizeit

In wachsendem MafBe wird die
Umwelt fiir Sport und Freizeit in
Anspruch genommen. Es gilt, einen
Ausgleich zwischen Umwelt und
Sport zu erreichen, Umweltbewul3t-
sein und Riicksichtnahme zu entwik-
keln:

® Necue Sportanlagen sollen nicht
weiter in die offene Landschaft
abgedringt werden;

® Kein Neubau von Skiliften;
@ Ausbau geht vor Neubau,;

® Umweltvertriglichkeitspriifungen
der Bauvorhaben sind im Beneh-
men mit den Sportverbidnden
durchzufiihren;

@ Sportarten, die unabhingig von
Sportstitten durchgefiihrt wer-
den, diirfen die Natur nicht unein-
geschrédnkt in Anspruch nehmen.
Es gilt, eine umweltvertrégliche,
zeitliche und rdumliche Abgren-
zung zu entwickeln;

@ Naturschutzgebiete schlieBen
sportliche Inanspruchnahme
grundsitzlich aus.

Erziehung

Umwelterziehung ist Zukunftssi-
cherung. Deshalb muf} insbesondere
die Jugend in weit hGherem Mafe als
bisher iiber §kologische Zusammen-
hinge unterrichtet werden. Dies gilt
auch fiir den praktischen Umgang
mit der Natur. In neuen, besseren
Lehrplanen muB fiir 6kologische
Unterrichtsinhalte mehr Raum sein.
Die Zusammenarbeit der Unter-
richtsfdcher muB in facheriibergrei-
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fenden Einheiten verbindlich
gemacht werden.

In der beruflichen Ausbildung
sind weitere Berufsfelder zu entwik-
keln, die unseren Zukunftsbediirfnis-
sen im Umweltbereich gerecht wer-
den. Das Berufsbild ,,Ver- und Ent-
sorger™ ist ein vielversprechender
Anfang. Die Ausbildungsordnungen
fiir Landwirte sind in der Zielsetzung
zu dndern, wesentliche Umwelt-
schutzaufgaben in das Berufsbild auf-
zunehmen. In der Weiterbildung
kommt der Forderung des Umwelt-
bewulltseins besondere Bedeutung
Zu.

Forschung

An den Hochschulen des Lan-
des sind, wo immer moglich, Fachbe-
reiche fiir 6kologische Forschung
einzurichten und nachdriicklich zu
verstdrken. Vorhandene Forschungs-
kapazititen sind durch Koordination,
auch im iiberregionalen Rahmen,
effizienter zu gestalten. Wissen-
schaftliche Grundlagenforschung,
problemorientierte Forschung, tech-
nische Umsetzung und praktische
Anwendung sind enger zusammenzu-
fiihren. Bei der Bearbeitung von
Schwerpunktprogrammen gilt es, die
Zusammenarbeit von Hochschulen
und Landesanstalten mehr als bisher
aufeinander zu beziehen und abzu-
stimmen.

Wachsende Bedeutung kommt
der schnellen Umsetzung des wissen-
schaftlichen Fortschritts zu. Eine
verantwortungsvolle, didaktisch qua-
lifizierte und sachliche Aufbereitung
wissenschaftlicher Ergebnisse soll das
Verstédndnis fiir 6kologische Fragen
in moglichst weiten Kreisen der
Bevolkerung verbessern und Ang-
sten, wie sie durch mangelhaftes
Wissen entstehen, entgegenwirken.



Private Forscher, Forschungs-
einrichtungen und Firmen sind mehr
als bisher an solchen Aufgaben zu
beteiligen.

Der Einsatz neuer Technologien
gehort zu den wichtigsten Vorausset-
zungen fiir die Verbesserung des
Umweltschutzes. Die Umwelt
braucht technische Weiterentwick-
lung zur Vermeidung von Schadens-
entstehung und zum leider notwen-
dig gewordenen Reparaturbetrieb an
der Umwelt. Entkoppelung von
Wirtschaftswachstum und Umweltbe-
lastung ist nur durch moderne Tech-
nik moglich.

Landesverwaltung

Die F.D.P. begriif$t, daf3 die
Landesregierung endlich ihrer Forde-
rung nach Einrichtung eines eigen-
standigen Umweltministeriums nach-
gekommen ist. Zu dessen Aufgaben
miissen Umweltforschung, Raumpla-
nung sowie Landschafts-, Natur- und
Artenschutz als Ganzes gehoren.
Der Bereich Forsten ist nicht zuletzt
deshalb dem Umweltministerium
zuzuordnen.

Grenziiberschreitender
Umweltschutz

Umweltgefihrdung macht an
der Grenze nicht halt. Ziele der
F.D.P. sind daher:

@ die Festschreibung einheitlicher
Normen mit hochsten Sicherheits-
standards und niedrigsten Schad-
stoffgrenzwerten;

® cine effektive Uberwachung der
Einhaltung einheitlicher Umwelt-
vorschriften;

@ die Festlegung grenziiberschrei-
tender Katastrophenschutzpline
und -iibungen;

@ die grenziibergreifende Informa-
tion und Anhérung der Biirger
bei umweltrelevanten Grof3pro-
jekten.

Auf staatlicher Ebene darf die
Zusammenarbeit nicht auf die
Verwaltungsebene beschrinkt sein.
Die Parlamente sind in die Arbeit
der grenziiberschreitenden Gremien
einzubeziehen.

Die Zusammenarbeit unter den
europdischen Staaten im Umweltbe-
reich soll vor allem durch die Stir-
kung der Kompetenzen des Europi-
ischen Parlaments erleichtert werden.

Verbandsklage

Anerkannte Umweltschutzver-
binde miissen endlich ein Anho-
rungs-, Beteiligungs- und Klagerecht
in Angelegenheiten des Natur- und
Landschaftsschutzes erhalten. Durch
die Einfithrung der Verbandsklage
wird der Tatsache Rechnung getra-
gen, dafl MaBnahmen im Umweltbe-
reich oft wesentliche Belange einer
breiten Offentlichkeit beriihren,
ohne daf} diese Belange heute von
Umweltverbanden vor Gericht gel-
tend gemacht werden kénnen.
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Wirtschaft und Finanzen

Baden-Wiirttemberg
als Zukunftsland
fiir den Mittelstand erhalten

Liberale Wirtschaftspolitik
bedient sich primér der Marktwirt-
schaft und des Wettbewerbs, um den
Herausforderungen der kommenden
Jahre zu begegnen. Nur der Wettbe-
werb in einer freien, sozialen und
okologisch verpflichteten Marktwirt-
schaft schafft und sichert Wohlstand.
Er bietet die beste Basis fiir den not-
wendigen Strukturwandel.

Liberale Politik mu8 in der
Hauptsache eine wettbewerbsfreund-
liche Rahmenordnung setzen, die
notwendige Infrastruktur bereitstel-
len und Anreize bei der Férderung
der Wissenschaft und neuer Techno-
logien schaffen, sowie biirokratische
Hemmnisse beseitigen. Von den
Tarifparteien wird eine starker diffe-
renzierte Tarifpolitik zugunsten
Arbeitsloser erwartet. Den Staatsin-
terventionen in Baden-Wiirttemberg
muB ein Ende gesetzt werden.

Mittelstand schafft
Wohlstand

Der Mittelstand ist Motor der
wirtschaftlichen Entwicklung. Eine
Vielzah! von kleineren und mittleren
Betrieben ist fiir die F.D.P. die beste
Garantie fiir die Anpassungsfiahigkeit
an Marktverdnderungen. Viele
selbstindige Existenzen in Hand-
werk, Handel, freien Berufen und
mittelstindischen Betrieben sind
auch Ausdruck einer demokratischen
Gesellschaftsordnung und Garant fiir
Freiheit, Gerechtigkeit. soziale Aus-
gewogenheit und Flexibilitit.
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Deshalb fordert die F.D.P.:

® Dic Eigenkapitalbasis der mittel-
stdndischen Betriebe muf3
gestirkt werden durch eine Steu-
erreform, die die Betriebe und die
Arbeitnehmer durch eine allge-
meine Tarifsenkung entlastet,
zugleich aber auch das Steuersy-
stem vereinfacht. Das Land muf3
die Reformplidne der Bundesre-
gierung fordern und unterstiitzen.

® Der Einsatz von privatem Wag-
nisfinanzierungskapital und der
Borsenzugang miissen erleichtert
werden.

® Dic Unterstiitzung des Exports
durch umfassende Beratung und
Zusammenarbeit bei der Schaf-
fung von Geschiftsbeziehungen
fiir mittelstdndische Unterneh-
men.

@® Das Netz der Aullenhandelskam-
mern muf} verstirkt und die Lei-
stungsfdhigkeit, bezogen auf den
Mittelstand, verbessert werden.

@® Der Mittelstand muf3 iiber ein
bundeseinheitliches Riickbirg-
schaftsinstrument die gleichen
Chancen fiir Exportgeschifte
erhalten wie Grofunternehmen.

® Die Griindung neuer wirtschaftli-
cher Existenzen muf3 geférdert
werden, insbesondere durch bes-
sere wirtschaftliche Rahmenbe-
dingungen. Existenzgriindung
schafft selbstindige und unabhin-
gige Arbeitsplitze.

® Dic wirtschaftsnahe Forschungsin-
frastruktur an den Hochschulen
und anderen Forschungseinrich-
tungen des Landes muf} weiter
verbessert und auf die Bediirf-



nisse der mittelstandischen Wirt-
schaft zugeschnitten werden.

® Die Selbstverwaltungsorganisatio-
nen der Wirtschaft und die von
Staat und Wirtschaft getragenen
Dienstleistungsagenturen miissen
dabel unterstiitzt werden, damit
sie ihre Beratungs- und Informa-
tionsaufgaben gegeniiber den
Betrieben nachhaltig und eigen-
verantwortlich erfiillen kénnen,
insbesondere bei der Exportforde-
rung, der Innovations- und der
Umweltberatung.

Handel muf3
konkurrenzfahig bleiben

Die mittelstandische Struktur
mulf3 auch im Handel erhalten blei-
ben. Ein wettbewerbsverzerrender
und existenzvernichtender Konzen-
trationsprozel darf nicht zugelassen
werden.

Deshalb fordert die F.D.P.:

@ Dic Bestimmungen des geltenden
Kartellrechts tiber Marktbeherr-
schung, Nachfragemacht und das
Rabattgesetz sind im Hinblick auf
den Konzentrationsprozef3 im
Handel zu iiberpriifen und gege-
benenfalls zu verschirfen. Insge-
samt muf} auch der kartellrechtli-
che Ausnahmebereich (z.B. Ban-
ken, Versicherungen und Ener-
gieunternehmen) einer Uberprii-
fung unterzogen werden.

® Zur Erhaltung der Konkurrenzfi-
higkeit muf3 die Innovationsbera-
tung und die Personalqualifizie-
rung im Handel verstdrkt werden.

® Das LadenschluB3gesetz muf unter
Beibehaltung der Gesamtoff-
nungszeiten flexible Gestaltungen
zulassen. Der Dienstleistungs-
abend bei Behdrden und Banken
ist moglichst rasch zu verwirkli-
chen.

Privatisierung von
Staatstitigkeiten

Die F.D.P. erneuert ilire vielfal-
tigen Initiativen zur Privatisierung
von Staatsbeteiligungen mit dem Ziel
der Entflechtung von Staat und Wirt-
schaft, der breiten Streuung von Pro-
duktivvermdgen durch Belegschafts-
und Volksaktien sowie der Zuwen-
dung von VerduBerungserldsen an
gemeinniitzige Stiftungen. Deshalb
hat die F.D.P. auch die von der Lan-
desregierung geplante Bankenfusion
auf offentlich-rechtlicher Basis abge-
lehnt und statt dessen privatwirt-
schaftliche Losungen favorisiert.
Dies gilt auch fiir den Zufluf3 priva-
ten Kapitals zu Landesgirokasse und
Sparkassen.

Marktwirtschaft ist auch
Beschiftigungspolitik

Baden-Wiirttemberg ist — vor-
nehmlich bedingt durch die historisch
gewachsene, mittelstdndische Struk-
tur seiner Wirtschaft — im Hinblick
auf die Beschiéftigungssituation in
vergleichbar guter Position. Dennoch
miissen die strukturellen Beschifti-
gungsprobleme angegangen werden,
um Zukunftschancen zu sichern.

Deshalb fordert die F.D.P.:

® Die Vertiefung der Berufsorien-
tierung in den allgemeinbildenden
Schulen.

® Eine frithere und kompetentere
Berufsberatung.

® Die Sicherung der dualen Ausbil-
dungsqualitdt durch eine Aufstok-
kung der Lehrerstellen an Berufs-
schulen.

® Dic Verbesserung des Ausbil-
dungsplatzangebotes in struktur-
schwachen Gebieten und fiir bis-
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her benachteiligte Gruppen; auch
Mobilitdtsbeihilfen kdnnen hierzu
beitragen.

® Berufliche Weiterbildung muf in
allen Landesteilen besonders den
Arbeitnehmern und den mittel-
stdndischen Unternehmern ange-
boten werden; das Angebot muf3
alle fiir die regionale Wirtschaft
und den regionalen Arbeitsmarkt
wichtigen Berufsfelder abdecken.
Weiterbildungstriger sollen neben
den Selbstverwaltungsorganisatio-
nen der Wirtschaft insbesondere
auch entsprechende Freiberufler
sein.

® Teilzeitarbeit und flexible
Arbeitszeitgestaltung sind ein
wichtiger Beitrag zur Verbesse-
rung der Beschiftigungslage und
zum Abbau der Arbeitslosigkeit.
Die bestehenden Formen miisscn
erweitert und verbessert, neue
miissen erprobt und verwirklicht
werden.

® Berufsqualifizierende Mafnah-
men zur Wiedereingliederung von
Frauen sowie Forderpline zur
beruflichen Gleichstellung von
Frauen, insbesondere im offentli-
chen Dienst.

® Dic Auflockerung des Vermitt-
lungsmonopols der Bundesanstalt
fir Arbeit durch Erlaubnis
gemeinniitziger und privater
Vermittlungseinrichtungen.

@ Insbesondere fiir Langzeitarbeits-
lose sind neue Formen von
Beschiftigungsverhiltnissen nach
den Modellen eines ,,Zweiten
Arbeitsmarktes* zu verwirklichen.

Technologische Zukunft
fiir alle sichern

Wissen ist der Rohstoff der
Zukunft. Forschung und Technologie
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sind deshalb die Grundlage fiir den
Wohlstand von morgen. Aufgabe des
Bundes und der Lander ist die Finan-
zierung der Grundlagenforschung
und die Finanzierung der Aufgaben
staatlicher Daseins- und Zukunfts-
vorsorge. Liberale Forschungs- und
Technologiepolitik stirkt dariiber
hinaus die Innovationskraft der
Unternehmen, ohne sie an das Gin-
gelband staatlicher Bevormundung
zu nehmen. Technologiefolgeab-
schidtzung muf} integraler Bestandteil
staatlicher Forschungs- und Techno-
logiepolitik sein.

Deshalb fordert die F.D.P.:

® Klare Rahmenbedingungen fiir
die Kooperation zwischen Wirt-
schaft und Wissenschaft durch
Umsteuerung auf indirekte For-
schungsférderung.

® Die zeitliche Begrenzung, die
degressive Ausgestaltung und die
regelmiBige Uberpriifung der
direkten Forschungsférderung.

® Der Technologietransfer von
Ottentlichen Forschungseinrich-
tungen zu kleinen und mittleren
Unternehmen ist zu verstirken.

® Die Unterstiitzung der Selbstver-
waltungsorganisationen der Wirt-
schaft und der von Staat und
Wirtschaft getragenen Dienstlei-
stungsagenturen als Vermittlungs-
stellen und Borsen des Technolo-
gietransfers zwischen staatlichen
Forschungseinrichtungen und
Unternehmen, besonders aber der
Unternchmen untereinander.

® Im Sinne einer 6kologischen
Marktwirtschaft mu der For-
schungsférderung fiir den
Umweltschutz besonderes
Gewicht gegeben werden.



Zukunftschancen fiir alle
Regionen

Die Regionen haben an der
wirtschaftlichen Entwicklung des
Landes unterschiedlich teilgenom-
men. Im ldandlichen Raum sind
Wohlstand und Beschiftigung deut-
lich geringer als in den zentralen
Wirtschaftstdumen. In einzelnen
landlichen Problemrdumen haben
sich Wirtschafts- und Beschaftigungs-
probleme sogar verschirft. Der
verstirkte Strukturwandel in der
Landwirtschaft vermehrt diese Risi-
ken.

Ziel der Regionalpolitik ist nicht
nur die Verbesserung, sondern die
Gleichwertigkeit der Lebensverhalt-
nisse in den einzelnen Landesteilen
und die Wahrung ihrer Eigenarten.

Auf dem Weg zu diesem Ziel
soll der Staat die Rahmenbedingun-
gen verbessern und auf wirtschafts-
lenkende MaBnahmen verzichten.
Subventionen, wie sie die baden-
wiirttembergische Landesregierung
fir Groflkonzerne gewdhrt, werden
als strukturverzerrend und leistungs-
fremd abgelehnt. Der wirtschaftliche
Wettbewerb wird hiermit langfristig
durch einen Subventionswettbewerb
zum Schaden fiir den Steuerzahler
ersetzt.

Die Regionalpolitik setzt auf die
Mobilisierung der inneren Krifte in
den Regionen. Vorrangige Regelauf-
gabe muf} die Pflege, Entwicklung
und Stiarkung der vorhandenen
Unternehmen sein, z.B. sind
Betriebserweiterungen zu erleich-
tern. Kreise und Gemeinden kénnen
durch das Einrichten von gewerbli-
chen Grundstiicks- und Gebidudeka-
tastern und durch das Vermitteln von
glinstigen Mietkonditionen Standort-
entscheidungen fordern und ermuti-
gen.

Deshalb fordert die F.D.P.:

® Eine Verbesserung und einen
systematischen Ausbau der regio-
nalen Infrastruktur, besonders in
den Bereichen des Verkehrs, der
Kommunikation und der wissen-
schaftlichen Forschungseinrich-
tungen als Grundgertist der regio-
nalen Entwicklung.

@ Eine regionale Zusammenarbeit
der staatlichen Genehmigungsbe-
horden, der Kommunen, der
Selbstverwaltungsorganisationen
der Regionalwirtschaft und der
von Staat und Wirtschaft getrage-
nen Dienstleistungsagenturen mit
dem Ziel, wirtschaftliche Investi-
tionen und Innovationen durch
Beschleunigung und pragmatische
Abwicklung von Verfahren der
Bauleitplanung und behérdlicher
Genehmigungsverfahren zu unter-
stitzen.

® Fordertatbestinde., Forderprafe-
renzen und die Fordergebiete
miissen eingeschrinkt und an den
Kriterien zukiinftiger Entwicklun-
gen und Erfordernisse ausgerich-
tet werden. Eine sofortige
Abkehr vom Gie3kannenprinzip
bei flichendeckender Férderung
ist notwendig, um Mitnahmeef-
fekte zu verhindern. Der Subven-
tionswettbewerb um Industriean-
siedlungen muf} durch den wirt-
schaftlichen Leistungswettbewerb
ersetzt werden. Die Landespolitik
muf aber Spielrdume fiir einen
Ausgleich regionaler Standort-
nachteile behalten; dies muf3 in
Kooperation mit dem Bund und
der Europiischen Gemeinschaft
erreicht werden.

Solide Staatsfinanzen
ohne Schattenhaushalte

Die Finanzpolitik des Landes ist
widerspriichlich. Wihrend die Lan-
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desregierung an der falschen Stelle
spart, wie z.B. bei den Berufsschu-
len, schafft sie auf der anderen Seite
durch ehrgeizige staatliche GroBpro-
jekte wie das Landessystemkonzept
Haushaltsbelastungen der Zukunft.

Konsolidierung des Haushalts ist
kein Selbstzweck, sondern ein Instru-
ment, um den notwendigen Spiel-
raum fiir die Gestaltung politischer
Entscheidungen zuriickzugewinnen.

Deshalb fordert die F.D.P.:

® Eine klare und berechenbare
Konsolidierungspolitik, indem die
Zuwachsraten des Landeshaus-
halts dauerhaft unter den
Zuwachsraten des Bruttosozial-
produkts bleiben und die 6ffentli-
chen Ausgaben stirker verstetigt
werden.

@ Die Wiedereinfithrung einjdhriger
Landeshaushalte unter Vorgabe
einer soliden mittelfristigen
Finanzplanung.

® Dic Reform des Budgetrechts, um
Sparsamkeit bei der Mittelver-
wendung zu belohnen und
Verschwendung zu ahnden und so
ein sinnvolles Wirtschaften zu
ermoglichen.

@ Fiir 6ffentliche Mittel in landesei-
genen Unternehmungen und
Beteiligungen ist die parlamenta-
rische Kontrolle zu verstirken.

@ Der Entlastung der Landeshaus-
halte auf Kosten der Kommunen
1st Einhalt zu gebieten.

@ Den Abbau der Gewerbesteuer
mit dem Ziel ihrer Abschaffung,
wobei den Kommunen eine kon-
junkturunabhéngigere Finanzaus-
stattung mit einem eigenen Hebe-
satzrecht zur Verfligung gestellt
werden muf.
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Verkehrspolitik

Ein leistungsfihiges Verkehrs-
wesen ist Voraussetzung fir die freie
Wahl von Arbeit, Wohnen, Versor-
gung und Erholung. Dabei soll derje-
nige Verkehrstriger die Transportlei-
stung erbringen, der die besten Vor-
aussetzungen mitbringt und umwelt-
vertréglich ist; Eigenwirtschaftlich-
keit ist anzustreben. Ist dies im Ein-
zelfall nicht erreichbar, so sind Defi-
zite vom Veranlasser auszugleichen
bzw. die volkswirtschaftlichen Auf-
wendungen offen auszuweisen und
entsprechend abzugelten. Innerhalb
der Européischen Gemeinschaft sind
die verkehrspolitischen, verkehrs-
rechtlichen und verkehrsorganisatori-
schen Randbedingungen untereinan-
der anzupassen und zu harmonisie-
ren.

Individualverkehr

@ Bei den Fernstraflen gilt: Ausbau
vor Neubau; der dreispurige Stra-
Benquerschnitt (2 + 1) ist zu
bevorzugen.

@ Zur Schonung der Landschaft und
der Menschen sind die Standards
von Straflenneubauten zu reduzie-
ren bzw. Tunnellésungen und
Tieflagen vorzusehen.

@® [ andschaftsverbrauchende Umge-
hungsstrafien sind nur dort zu
bauen, wo Verkehrsmenge und
Verkehrsbelédstigung dies unab-
dingbar erfordern.

@ Bei der Verkniipfung von Straflen
im AuBenbereich ist der Fliachen-
verbrauch zu vermindern, auch
wenn dies auf Kosten der Fahrge-
schwindigkeit geht.

® Das vorhandene Stralenbahnnetz
ist durch Verkehrslenkungsmaf-
nahmen besser zu nutzen; dazu



zéhlen flexible Arbeitszeiten und
gestaffelte Offnungszeiten von
GroBbetrieben, Verwaltungen
und Schulen sowie die gezielte
Verwendung von Wechselver-
kehrszeichen.

Fiir die Inanspruchnahme 6ffentli-
cher Verkehrswege sowie zur
Abgeltung sozialer Kosten des
Verkehrsgeschehens ist ein nut-
zungsgerechter Ausgleich zu
schaffen, z.B. durch Einbezie-
hung der Kfz-Steuer in die Mine-
ralolsteuer.

Durch Verkniipfung und Ausbau
vorhandener Teilnetze ist ein lan-
desweites Radwandernetz auszu-
weisen.

Beim Ausbau von iiberdrtlichen
Stra3en ist der Fahrradverkehr zu
beriicksichtigen.

Offentlicher Personenverkehr

® Offentliche Verkehrsnetze unter-

schiedlicher Verkehrstréger sind
organisatorisch und baulich auf-
einander abzustimmen und ent-
sprechend zu gestalten, um den
wechselseitigen Ubergang zu
erleichtern.

Die den deutschen Stidwesten
versorgenden internationalen
Flughéfen (Basel, Frankfurt,
Miinchen, Ziirich) sind iiber die
Schiene anzubinden.

Fiir den téglichen Weg zu Arbeit
und Ausbildung ist dem Perso-
nennahverkehr (OPNV) prinzi-
piell Vorrang einzurdumen.

Organisation und Finanzierung
des OPNV miissen rechtlich,
verkehrs- und finanzpolitisch in
einer Hand liegen; der Taxi-
Verkehr ist in den OPNV einzu-
beziehen.

In Verdichtungsrdumen ist die
weitere Verlagerung des Individu-
alverkehrs auf den OPNV anzu-
streben; an Knotenpunkten sind
attraktive Park-and-Ride-Anlagen
einzurichten.

Im Rhein-Neckar-Raum muB ein
leistungsfiahiges Nahverkehrssy-
stem geschaffen werden.

Im ldndlichen Raum ist ein Min-
destangebot an OPNV zu gewihr-
leisten.

Gleitende Arbeitszeiten und flexi-
ble Offnungszeiten bei sffentli-
chen Versorgungs- und Dienstlei-
stungseinrichtungen sind auszu-
schépfen, um teure Kapazitit
moglichst auszulasten.

Verkehrsberuhigung und
Verkehrserziehung

In Wohngebieten sind verkehrs-
beruhigte Bereiche einzuplanen
bzw. einzurichten.

Bisherige Maximalforderungen an
die Verkehrsraumgestaltung
(niveaugleiche Ebene von Fli-
chen) sind aufzugeben, damit
verkehrsberuhigte Bereiche leich-
ter finanzierbar werden.

@ Gehwege sind innerorts und zwi-

schenorts fiir den Fahrradverkehr
freizugeben.

In den Gemeinden sind Schulweg-
netze auszuweisen, einzurichten
und zu fordern.

Fiir eine sichere Verkehrsabwick-
lung sind Verhaltensidnderungen
aller Verkehrsteilnehmer wichtige
Voraussetzung; dafiir sind Vor-
schldge zu entwickeln.

Fiir Kinder und dltere Menschen
ist ein gezieltes Verkehrstraining
flichendeckend anzubieten.
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Aktive Fremdenverkehrs-
politik fiir
Baden-Wiirttemberg

Baden-Wiirttemberg ist ein klas-
sisches Fremdenverkehrsland mit
einem breiten Erholungsangebot.
Die Dienstleistungen werden vorwie-
gend von mittelstdndischen Unter-
nehmen erbracht. Fremdenverkehr
ist fiir viele Regionen und Gemein-
den im Land eine wesentliche Exi-
stenzgrundlage.

Deshalb fordert die F.D.P.:

® Dic Wettbewerbsfihigkeit der
Fremdenverkehrsbetriebe ist
nachhaltig zu verbessern. Da die
Kurforderungsabgabe wie die
Gewerbesteuer als eine Doppel-
besteuerung wirkt, ist sie abzu-
schaffen.

@ Die Verstirkung und bessere
Koordinierung der Werbung fiir
Urlaub in Baden-Wiirttemberg
durch die Unterstiitzung des Auf-
baus eines einheitlichen Kommu-
nikationssystems fiir Information,
Reservierung und Buchung.

@ Die Intensivierung der Touris-
musforschung fiir den Fremden-
verkehr in Baden-Wiirttemberg
unter Beriicksichtigung des
Umweltschutzes.

@® Die lingst iiberfillige Fortschrei-
bung des Fremdenverkehrsent-
wicklungsprogramms 1972 und
des Heilbdderprogramms 1976.

@ RegelmiBige Berichte der Lan-
desregierung iiber die Entwick-
lung in diesem Wirtschaftszweig.

® Den Abbau der biirokratischen
und schwerfilligen staatlichen
Fremdenverkehrsverwaltung, um
privaten Initiativen mehr Raum
zu geben.
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Verbraucherpolitik
ist Biirgerpolitik

Zur Stirkung
der Verbraucherposition
fordert die F.D.P.:

® Die Zusammenfassung aller
Zustindigkeiten in einem Ministe-
rium.

@ Die Verstirkung der Kontrollor-
gane, insbesondere durch
verstarkte Einbeziehung privater
Dienstleistungsunternehmen und
Labors.

® Die Verschirfung der Kennzeich-
nungspflicht.

@® Den Ausbau des Netzes regiona-
ler Verbraucherberatungsstellen.

@® Die Erhohung der Zuschiisse fiir
die unabhingige Verbraucherbe-
ratung insbesondere in den Berei-
chen Umweltberatung, Energie-
beratung und Schuldnerberatung.



Energiepolitik

Wir brauchen einen
neuen Konsens iiber unsere
zukiinftige Energiepolitik

Die Begriffe Olkrise, Waldster-
ben und Tschernobyl kennzeichnen
die Spannweite der energiepoliti-
schen Probleme. Die Auseinander-
setzung um die richtige Energiepoli-
tik bewegt groB3e Teile der Bevolke-
rung. Sie erwarten weder Verharm-
losung noch das Schiiren von Ang-
sten. Gefragt sind vielmehr glaub-
wiirdige Antworten zur Abwehr dro-
hender Katastrophen und ein
dementsprechend entschlossenes
Handeln. Fiir die F.D.P. geht es
jedoch nicht um hektischen Aktionis-
mus, sondern um die Festlegung
einer sachlichen Perspektive. Sie lau-
tet: Die F.D.P. hilt an der friedli-
chen Nutzung der Kernenergie so
lange fest, wie nicht durch andere
umweltfreundlichere Energiegewin-
nungsformen der Energiebedarf
gedeckt werden kann. Dabei gilt
unverdndert, daB3 Gesundheit und
Sicherheit der Bevolkerung absolu-
ten Vorrang haben.

Die F.D.P. setzt sich aber dafiir
ein, durch konsequentes Ausschp-
fen der technisch-wirtschaftlich sinn-
vollen Einsparmoglichkeiten, durch
verstirkte Nutzung der natiirlichen
Energiequellen sowie durch Entwick-
lung neuer Energietechnologien den
Weg dafiir zu eréffnen, mittelfristig
auf die Nutzung der Kernenergie und
auf den Raubbau an den fossilen
Energierohstoffen verzichten zu kén-
nen.

Ein sofortiger Ausstieg

aus der Nutzung der
Kernenergie ist 6konomisch
und okologisch falsch

Kohle statt Kernenergie ist der
falsche Weg. Die jahrelangen Bemii-
hungen um die Reduzierung der
Schadstoffe in der Luft miissen
verstiarkt werden, die Anteile an
Stickoxiden und an Schwefeldioxid
sind immer noch zu hoch. Hinzu
kommt die Gefahr weltweiter Klima-
verdnderungen, die durch das bei
jeder Verbrennung freigesetzte Koh-
lendioxid verursacht werden kdnnen.
Daher ist es 6kologisch kein verniinf-
tiger Weg, anstelle der Nutzung der
Kernenergie sich allein auf neue, mit
modernster Luftreinhaltetechnik
ausgeriistete Kohlekraftwerke zu
stiitzen.

Energiesparen entlastet
die Umwelt und schont die
Energievorrite

Die alte Zielsetzung der Ener-
giepolitik, eine ausreichende, sichere
und preisgiinstige Versorgung sicher-
zustellen, muB heute durch die For-
derung ergidnzt werden. dal3 Scho-
nung der Energievorrite und Entla-
stung der Umwelt gleichrangige
Ziele sind.

Zukunftsgerechte Investitions-
entscheidungen miissen sich an der
Endlichkeit der Vorrite und damit
an der langfristigen Verteuerung von
Ol, Gas und Kohle orientieren.

Die bisherige Energiesparpolitik
war erfolgreich: seit 1973 ist der
Gesamtenergieverbrauch der Bun-
desrepublik praktisch konstant
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geblieben. Diese Erfolge diirfen
durch die gegenwirtig niedrigen
Preise bei Ol und Gas nicht gefahr-
det werden.

Auch im Strombereich sind
Einsparungen moglich

Wenn der Stromverbrauch im
privaten und gewerblichen Bereich
weiter jahrlich ansteigt und
Verbrauchsreduzierungen nicht
erreicht werden konnen, werden sich
alle Versuche, die Abhingigkeit von
der Nutzung der Kernenergie zu
verringern, als erfolglos erweisen.

Deshalb fordert die F.D.P.:

@ Anreize zum Stromsparen liber
die Tarifgestaltung. Ein stirkeres
Gewicht der Arbeitspreise
belohnt den sparsamen Umgang
mit elektrischer Energie und
begilinstigt Investitionen in
moderne, stromsparende Geriite.
Diese Reform der Tarifstrukturen
ist iiberfillig.

@ Eine Subventionierung des Ein-
satzes von Strom speziell im Wir-
memarkt darf nicht linger statt-
finden. Der Anteil der Stromliefe-
rungen fiir Nachtspeicherheizun-
gen mufB schrittweise zuriickge-
drédngt werden.

® Durch Vereinbarungen mit der
Geriteindustrie, notfalls durch
Einfiihrung verbindlicher Stan-
dards, sind technisch mogliche
Einsparungen zur Senkung des
Energieverbrauches von Haus-
haltsgeriten ziigig zu realisieren.

Wir wollen verstarkt
erneuerbare Energietriger
einsetzen

Die beschleunigte Entwicklung

und vor allem Anwendung von Ver-
fahren zur Nutzung erneuerbarer,
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umweltfreundlicher Energietréiger ist
Bestandteil der neuen energiepoliti-
schen Strategie, die kurzfristig
umsetzbar und ¢kologisch erwiinscht
1st.

Deshalb fordert die F.D.P.:

® Anlagen zur Nutzung der Wasser-
kraft, der Windenergie, der Bio-
masse und der Erdwédrme verdie-
nen einen Umweltbonus. Wir
setzen uns ein fiir ein Landespro-
gramm zur Férderung von Bau
und Modernisierung entsprechen-
der Anlagen.

® Fiir eine vermehrte Nutzung die-
ser erneuerbaren Energietrager ist
eine bessere Vergiitung fiir den
von solchen Anlagen in das
offentliche Netz eingespeicherten
Strom erforderlich. Die seit 1987
geltende Regelung hilt die F.D.P.
noch nicht fiir ausreichend.

Wir brauchen

eine verbesserte
energiewirtschaftliche
Zusammenarbeit;

ortliche Energieversorgungs-
konzepte sind unerlalich

Auf der Basis lokaler und regio-
naler Energieversorgungskonzepte
gilt es, die Moglichkeiten zur Ener-
gieeinsparung iiber einen Verbund
zwischen den groflen Energieversor-
gungsunternehmen, den Gemeinden
und der Industrie stirker zu nutzen.
Viele Beispiele zeigen, da3 dezen-
trale Anlagen mit Kraft-Warme-
Kopplung, die nach Standort, Ener-
gietrdger und Betriebsweise an den
ortlichen Bedarf von Heiz- und Pro-
zeBwirme angepafit sind, einen wich-
tigen Beitrag zur Abdeckung des
heutigen Strombedarfes leisten kon-
nen.



Deshalb fordert die F.D.P.:

® Dic Erstellung von lokalen und
regionalen Energieversorgungs-
konzepten ist als Voraussetzung
fiir eine entsprechende energie-
wirtschaftliche Zusammenarbeit
vom Land zu unterstiitzen.

® Die Bedingungen fiir die Nutzung
des offentlichen Netzes zur Ein-
speicherung und Durchleitung
von Strom aus Eigenanlagen sind
weiter zu verbessern.

® FEine Stirkung der Eigenverant-
wortung der Gemeinden fiir die
Energieversorgung ist ebenso
erwiinscht wie eine Erhohung
ihres Anteils an der Stromerzeu-
gung aus Anlagen mit Kraft-
Wiarme-Kopplung (Heizkraft-
werke, Blockheizkraftwerke). Die
Behinderung solcher Ansitze zu
einer dezentralen Versorgungs-
struktur durch Unternehmen der
Verbundstufe ist zu unterbinden.

Wir brauchen neue
Schwerpunkte in der
Energieforschung

Die Entwicklung der Kernener-
gie ist vom Staat mit etwa 40 Mrd.
DM gefordert worden. Fiir die Ent-
wicklung und Nutzbarmachung der
erneuerbaren Energietriger sind
ebenfalls erhebliche Forschungsan-
strengungen und entsprechende
staatliche Forderungen notwendig.
Dies betrifft z.B. die Solar-Wasser-
stofftechnologie, die im niichsten
Jahrhundert eine grundlegende
Alternative zur Nutzung der Kern-
energie darstellen kann. Die schon
heute verfligbaren Techniken zur
Nutzung erneuerbarer Energien miis-
sen weiter entwickelt werden, um die
Wirkungsgrade zu erhéhen, die
Zuverlassigkeiten zu steigern und so
insgesamt die Einsatzmdoglichkeiten

zu verbessern. Das Technologie-
potential unseres Landes bietet eine
gute Voraussetzung fiir stetige Fort-
schritte. Beispielhafte Projekte soll-
ten dazu dienen, diese Fortschritte
z.B. bei der Solar-Architektur, bei
Biogas-Nutzung in der Landwirt-
schaft, bei Windenergieanlagen und
bei Erdwirmenutzung verstirkt zur
Nachahmung zu empfehlen.
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Agrarpolitik und lindlicher Raum

Land- und Forstwirtschaft mis-
sen den Erhalt unseres Landschafts-
bildes gewéahrleisten und dazu im
landlichen Raum zusammen mit
anderen Wirtschaftsformen
(Gewerbe, Industrie, Fremdenver-
kehr etc.) gute Lebensverhiltnisse
sicherstellen konnen. In erster Linie
muB der mittlere leistungsfihige
Vollerwerbsbetrieb im internationa-
len Wettbewerb bestehen koénnen. In
zweiter Linie muf3 der Nebener-
werbslandwirt, der extensiv wirt-
schaftende und der hofabgabewillige
Landwirt eine gute Zukunftsperspek-
tive fiir sich und seine Familie erhal-
ten.

Auch wenn die wesentlichen
Entscheidungen der Agrarpolitik in
Briissel und Bonn gefillt werden,
gewinnt die Landespolitik fiir den
landlichen Raum wieder an Bedeu-
tung. Dazu gelten auch fiir die Lan-
desagrarpolitik als Grundlage die im
»Gallus-Papier” formulierten ,,Per-
spektiven zur Agrarpolitik*. Der
mogliche Spielraum fiir regionale
Verantwortung durch die Landespo-
litik muB voll ausgeschdpft werden.

Die Landesregierung muf ein
umfassendes, wirkungsvolles Struk-
turprogramm fiir den lédndlichen
Raum unter Einbeziehung aller
beteiligten Wirtschafts- und Gesell-
schaftsgruppen erstellen.

Politik fiir den
lindlichen Raum
Die Probleme in der Agrarpoli-

tik sind in der Hauptsache durch fol-
gende Faktoren gekennzeichnet:

® weiter wachsendes Marktun-
gleichgewicht,
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@ riesige Uberschiisse in vielen Pro-
duktionsbereichen auch durch
hohe Importe bei Agrarproduk-
ten,

® laufend steigende Ausgaben in
der EG, obwohl davon immer
weniger beim Landwirt ankommt,

® stagnierende oder sogar riicklau-
fige biuerliche Einkommen und
steigende Verschuldung.

Agrarpolitik ist Strukturpolitik
fiir den gesamten lindlichen Raum.
Die F.D.P. will zugunsten dieses
Raumes:

® die Attraktivitit des ldndlichen
Raumes fordern,

® auBerlandwirtschaftliche Arbeits-
platze schaffen,

@® Ferien auf dem Bauernhof unter-
stiitzen,

® die kommunale Infrastruktur
verbessern,

@ cine Mindestbesiedlungsdichte
erhalten.

Land- und Forstwirtschaft

Die F.D.P. verfolgt konsequent
den Abbau der Uberschiisse, eine
stirkere Umweltorientierung der
Agrarpolitik, mehr soziale Gerech-
tigkeit fiir die Landwirte und die
Versorgung der Bevélkerung mit
gesundheitlich unbedenklichen Nah-
rungsmitteln:

® Erst nachdem Angebot und Nach-
frage ins Gleichgewicht gekom-
men sind, kénnen die Preise ihre
marktwirtschaftliche Funktion
wieder erfiillen. Nach wie vor soll
das Haupteinkommen der Voller-
werbsbetriebe iliber den Preis
erwirtschaftet werden.



Vollerwerbsbetrieben mit unzu-
reichender Ertragslage bzw. aus-
laufenden Betrieben soll der
Ubergang in den Nebenerwerb
durch Umschulungsbeihilfen
erleichtert werden.

Flachenstillegung durch Vorruhe-
standsregelung fiir Betriebe ohne
Hofnachfolger.

Der Einfiihrung der Griinbrache
(Rotationsbrache) wird eine
besondere Bedeutung beigemes-
sen.

Die besonderen Leistungen der
Landwirte fiir die Kulturland-
schaft und Landschaftspflege miis-
sen honoriert werden und diirfen
nicht an die Viehhaltung gebun-
den werden. Land und Kommu-
nen werden aufgefordert, mit pri-
vaten Vertrdgen eine Extensivie-
rung der bewirtschafteten Fliachen
finanziell zu honorieren. Dies gilt
z.B. fiir die Erhaltung von Griin-
land entlang von Gewissern, fiir
die Erhaltung und Schaffung von
Naturwiesen, Streuobstbau und
Heckenkulturen sowie fiir die
Schaffung von natiirlichen Bio-
topen.

Entbiirokratisierung im Landwirt-
schaftsbereich, z.B. bei Nutzungs-
dnderung fiir Anbaufldchen und
Gebédudesubstanzen, Auffor-
stungsrichtlinien, Vermarktung
etc.

Verbesserte Beratung fiir den
alternativen Landbau.

Es muB3 eine sachdienliche Bera-
tung der Landwirte und Garten-
besitzer mit dem Ziel erfolgen,
integrierten Pflanzenschutz zu
praktizieren.

Verbesserte Aufforstungshilfen
und Anderungen der Auffor-
stungsrichtlinien.

Ausgleichszahlungen fiir mittel-
stiandische Forstbetriebe, die
durch das Waldsterben in ihrer
Existenz bedroht sind.

Verbesserte Beratung auf dem
Gebiet des Anbaues von pharma-
zeutischen Pflanzen.

Die Ausgleichsleistungen in Hohe
der EG-Vorgabe miissen voll aus-
geschopft werden.

Ausgleichszahlungen fiir
Beschrinkungen in Wasserschutz-
gebieten sind aus dem Lan-
deshaushalt zu finanzieren. Eine
Finanzierung {iber den Wasser-
pfennig lehnt die F.D.P. entschie-
den ab.

Verbraucher honorieren Qualitét
und Frische regional erzeugter
Nahrungsmittel. Die Direktver-
marktung muf} ausgebaut und
gefordert werden.

EG-weites Verbot von Imitations-
produkten zu Milch und Fleisch.

Sofortiges Verbot aller wachs-
tums- und leistungsférdernder
Hormone. Eine besonders kriti-
sche Haltung ist der Gentechnolo-
gie entgegenzubringen. Nicht
alles, was machbar ist, mul3
durchgefiihrt bzw. vollzogen wer-
den.

Die groBBe Arbeitsbelastung der
Béduerinnen in Altenpflege, Fami-
lie und Betrieb muB in finanzieller
und sozialer Hinsicht besser
beriicksichtigt werden.

Zum Schutze der Verbraucher
und Erzeuger sind schirfere Kon-
trollen, auch an den nationalen
Landesgrenzen, fiir den gesamten
Lebensmittelsektor dringend
geboten, solange keine EG-ein-
heitlichen Lebensmittelgesetze
bestehen.
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Weinbau

Der Weinbau hat in Baden-
Wiirttemberg eine hohe Bedeutung
und muf} deshalb innerhalb des EG-
und Bundeslinderwettbewerbs so
gestarkt werden, daf} langfristig eine
wirtschaftliche Existenz und Siche-
rung des Weinbaues erreicht wird.

Die F.D.P. lehnt die Einfithrung
einer Weinsteuer entschieden ab. Sie
fordert die Fortsetzung des gesetzli-
chen Anbaustopps iiber das Jahr
1990 hinaus. Die gesetzliche Einfiih-
rung von RTK (Rektifiziertes Trau-
benmostkonzentrat) ist abzulehnen.

Beim ,,Dubliner Gipfel™ hat die
Bundesregierung fiir die ganze
Gemeinschaft einheitliche maximale
Hektarhochstertridge abgelehnt,
jedoch die Einfithrung von natio-
nalen mengenbegrenzenden Maf3-
nahmen bis 1989 zugesagt. Sie ist
daher in der Pflicht.

Die F.D.P. Baden-Wiirttemberg
fordert eine sortengruppenspezifi-
sche Vermarktungshdchstmenge pro
Hektar Betriebsfldche und Jahr des
weinausbauenden Betriebes. Die
Hochstmenge soll anbaugebietsbezo-
gen geregelt werden. Dadurch kann
eine mehrjdhrige Griinbrache ermog-
licht werden.

Die F.D.P. befiirwortet aus
Okologischen Griinden die Auswei-
tung von Anbauversuchen mit pilzre-
sistenten Rebsorten.

Gartenbau

Der Gartenbau braucht als land-
wirtschaftliche Wachstumssparte bei
weiter fallendem Eigenversorgungs-
anteil mit gartenbaulichen Erzeugnis-
sen eine angemessene Wettbewerbs-
chance. Dazu gehért z.B. die perso-
nelle Aufstockung der Gartenbaube-
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ratung und die Forderung energie-
sparender Mal3nahmen. Es ist ein
entsprechendes Landesprogramm zu
entwickeln.

Die Landesgartenschauen sind
so zu gestalten und fortzuftihren, daf3
neben der Schaffung von bleibenden
Griinrdumen die Besucher im Sinne
umweltgerechten Verhaltens infor-
miert werden.

Es gilt, den integrierten Pflan-
zenschutz - vor allem die Moglich-
keiten des Einsatzes von niitzlichen
Insekten zur Schidlingsbekdmpfung
— auszubauen und zu unterstiitzen.

Obstbhau

Hier fordert die F.D.P.:

1. Ausbau der Kontrolle zur Einhal-
tung der EG-Qualitdtsnormen.

2. Wirksame Absicherung der
Gemeinschaftspriferenzen zur
Vermeidung von Marktstérungen
durch Drittlandimporte.

3. Gleichbehandlung der Obst- und
Gemiiseerzeuger durch das
Gemeinschaftsrecht.

4. Beseitigung zahlreicher Méngel
der EG-Beihilferegelung und
wirksame Auflenhandelsregelun-
gen gegeniiber osteuropéischen
Drittldndern, z.B. Sauerkirschen
(Konserven, Blockwaren).

Wissenschaft und
Entwicklung fiir
landwirtschaftliche Raume

Die Unterstiitzung der struktu-
rellen Anpassung des ldndlichen
Raumes zu einer wirtschaftlich
erfolgreichen Landwirtschaftstitig-
keit im weitesten Sinn (food, non-
food, Spitzen- und Spezialprodukte,
okologische Landschaftspflege, bis



hin zur Aufforstung) verlangt wissen-
schaftliche Entwicklungen, Untersu-
chungen und praxisbezogene Ver-
suchsarbeiten vor allem in den
betroffenen Bereichen.

Die E.D.P. fordert dazu:

@ in cinem der hauptbetroffenen
Landkreise (z.B. siidlicher Main-
Tauber-Kreis) die Einrichtung
eines kombinierten Institutes fiir
Wirtschaftsentwicklung mit der
Hauptzielrichtung der langfristi-
gen Verbesserung strukturschwa-
cher Gebiete.

@ Herstellung einer engen, erfolgs-
orientierten Zusammenarbeit zwi-
schen Landwirtschaft, Industrie
und Forschung zum Zweck wirt-
schaftlicher, verbesserter und
vermehrter Erzeugung nachwach-
sender Rohstoffe fiir industrielle
u.d. Zwecke.

@ Vermehrter Betrieb von Ver-
suchsfeldern in strukturell
benachteiligten Gebieten.

® Lokalbezogene Entwicklungen
und Untersuchungen fiir alternati-
ven Pflanzenanbau, Anbaufolgen,
Aufforstungen und extensive
landwirtschaftliche Nutzungen.

® Verstirkte Bodenforschung zur
Vermeidung bzw. Reduzierung
boden- und untergrundschidigen-
der Folgen des landwirtschaftli-
chen Anbaus.
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Rechtsstaat

Fiir eine Stirkung
des Parlaments

Die F.D.P. fordert die Unver-
einbarkeit von Ministeramt und
Landtagsmandat und vom Amt eines
Landrats und eines Landtagsabge-
ordneten. Die Wahl jedes baden-
wiirttembergischen Ministers soll, bei
Vorschlagsrecht des Ministerprisi-
denten, durch den Landtag erfolgen.
Das bisherige System der politischen
Staatssekretire wird abgeschafft. Die
F.D.P. strebt die Einfilhrung einer
Landeslistenwahl nach Vorbild der
Bundestagswahl an. Die Liste soll
verdanderbar sein. Unverziiglich ist
eine Angleichung der Wahlkreisgro-
Ben zu verwirklichen.

Fiir eine Stirkung
der Demokratie
in den Gemeinden

Die F.D.P. fordert eine Verbes-
serung der Rechte des einzelnen
Gemeinderats und der Gemeinde-
ratsfraktionen in der Gemeinde-
ordnung, um so eine effektivere
Kontrolle der Gemeindeverwaltun-
gen durch den Gemeinderat und
seine Mitglieder zu sichern.

Die F.D.P. fordert das aktive und
passive Wahlrecht auf Gegenseitigkeit
bei Kommunalwahlen fiir alle EG-
Biirger an ihrem standigen Wohnsitz.
Hierfiir sind die verfassungsrecht-
lichen Voraussetzungen zu schaffen.

Das Kommunalwahlrecht ist fiir
den Biirger einfacher zu gestalten.
Die Vorteile des Kummulierens, des
Panaschierens und der unechten
Teilortswahl sind beizubehalten.
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Die F.D.P. fordert die Einrich-
tung von Jugendgemeinderiten, die
es erméglichen, junge Leute frijh-
zeitig in das politische Leben auf
Gemeindeebene einzubinden und sie
mit den Spielregeln der Demokratie
vertraut zu machen.

Die Biirgermeister kreisangeho-
riger Gemeinden sollen nicht dem
Kreistag angehoren, da wegen der
Aufsichtsfunktion des Landratsamtes
gegeniiber den Gemeinden Interes-
senkonflikte unausweichlich sind.
Ein entsprechendes Verbot ist in die
Landkreisverordnung aufzunehmen.

Datenschutz

Datenschutz hat Verfassungsrang

Seit dem Volkszdhlungsurteil
des Bundesverfassungsgerichts von
1983 ist Datenschutz als Grundrecht
anerkannt. Die Forderungen aus die-
sem Urteil sind endlich und umfas-
send auch in der Gesetzgebung des
Landes umzusetzen.

Der Landesbeauftragte
fiir Datenschutz

Der Landesbeauftragte tiir
Datenschutz ist Anwalt der Biirger,
aber auch Berater der Verwaltung.
Seine unabhingige Stellung muf}
daher erhalten und gestidrkt werden.
Er soll deshalb vom Landtag mit
Zwei-Drittel-Mehrheit gewdhlt wer-
den. Das Amt ist dem Landtag zuzu-
ordnen und besser auszustatten. Die
F.D.P. fordert die Riicknahme der
vorgenommenen Einschrankungen
bei den Kontrollbefugnissen des
Datenschutzbeauftragten. Seine
Kontrollbefugnisse sind auch auf
Daten in Karteien und Akten auszu-
dehnen. Datenschutz im 6ffentlichen
und privaten Bereich gehoren ein-
heitlich in seine Hand.



Datenschutz und innere Sicherheit
gehoren zusammen

Beides dient dem Biirger. Des-
halb muf der unfruchtbare Gegen-
satz beider Bereiche tiberwunden
werden. Innere Sicherheit ohne
Datenschutz birgt die Gefahr von
lediglich mehr Uberwachung der
Biirger. Alle Sicherheitsgesetze miis-
sen den Datenschutzforderungen des
Bundesverfassungsgerichts angepal3t
werden. Zu einer liberalen Politik
gehoren Datenschutz und innere
Sicherheit.

Kein Landessystemkonzept
ohne Datenschutz

Die Vernetzung und Zentralisie-
rung der Verwaltung birgt die
Gefahr der totalen Erfassung der
Biirger. Eine moderne Verwaltung
braucht Datenverarbeitung. Politi-
sche Entscheidungen kénnen durch
den schnellen Zugriff anf alle verfiig-
baren Informationen verbessert wer-
den. Aber beim Aufbau eines Lan-
dessystemkonzepts ist der Daten-
schutz von Beginn an zu integrieren.
Deshalb sind Konzeption und Aus-
wirkungen des Landessystemkon-
zepts vor seiner Einfiihrung transpa-
rent zu machen und o6ffentlich zu dis-
kutieren.

Verfassungsschutz

Kontrolle des Verfassungsschutzes
durch das Parlament

Der Verfassungsschutz darf
nicht tiber der Verfassung stehen.
Erdarfkein Staat im Staate werden.
Deshalb bedarf es einer gesetzlich ein-
deutig geregelten Kontrolle des
Verfassungsschutzes durch das Parla-
ment. Die F.D.P. fordert dafiir ein
parlamentarisches Kontrollgremium.
Dieses Gremium muf3 Zugang zu allen
Informationen haben. Der Hinweis

auf Staatsschutzinteressen darf das
Kontrollrecht nicht beeintriachtigen.

Vertrauen in die Verfassungstreue
der Biirger

Der liberale Rechtsstaat geht
von der Verfassungstreue seiner Biir-
ger aus. Das gilt auch fiir den 6ffent-
lichen Dienst. Die Zukunft unserer
freiheitlichen Ordnung hingt auch
davon ab, ob die Jugend Vertrauen
in unseren Staat hat und demokrati-
sches Engagement entwickelt. Durch
die Uberpriifungspraxis fiir den
offentlichen Dienst entsteht eine
Atmosphére des Miflitrauens.

Deshalb fordern wir: Schlufl mit
der Uberpriifungspraxis fiir den
offentlichen Dienst. Der Extremi-
stenbeschluf} und alle darauf beru-
henden Erlasse und Verordnungen
sind iiberfliissig. Der Schutz der frei-
heitlichen Ordnung ist durch die
bestehenden Gesetze gewdhrleistet.

Offentliche Sicherheit —
Polizei

Biirger und Polizei

Die Polizei muB} auf die Mithilfe
der Biirger zahlen kénnen. Dazu ist
eine auf Vertrauen aufgebaute
Zusammenarbeit notwendig. Ein
erster Schritt hierzu ist die Einfiih-
rung von Namensschildern oder
zumindest Nummernschildern fiir
Polizeibeamte.

Unnotige und vermeidbare Kon-
frontationen zwischen Polizei und
Biirger schwichen die Effizienz der
Ermittlungstitigkeit und das
Vertrauen auf beiden Seiten. Psycho-
logische Schulung von Polizeibeam-
ten hat fiir den Umgang mit dem
Biirger grole Bedeutung. Sie ist oft
wichtiger als zusdtzliche Ausriistung
und ist daher insbesondere bei jun-
gen Polizeibeamten zu verstirken.
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Demonstrationsgeschehen*)

Liberale setzen sich dafiir ein,
dafl Biirger nur unvermummt
demonstrieren.

Die F.D.P. betont die wichtige
Aufgabe der Polizei, das Recht auf
friedliche Demonstration zu schiit-
zen. Die Vermummung ist auch bei
friedlichen Demonstrationen schon
heute verboten; sie ist auf jeden Fall
eine Ordnungswidrigkeit. Bei gewalt-
titigen Demonstrationen wird sie als
Straftat verfolgt, und zwar mit bis zu
einem Jahr Haft selbst dann, wenn
der Vermummte keinerlei Gewalt
anwendet und mit bis zu 10 Jahren
Haft bei Anwendung schwerer
Gewalt. So hat das der Bundestag im
Jahre 1985 geregelt. Die Einstufung
als Ordnungswidrigkeit oder als
Strafbestand muB sich allein an der
Frage des Unrechtsgehalts und der
Praktikabilitét ausrichten. Bei den
bisher durchgefithrten Anhdrungen
haben Experten, auch Vertreter der
Polizei, mit groer Mehrheit die gel-
tende Rechtslage als sachgerecht
bewertet und von Anderungen abge-
raten. Es kommt hinzu, daB} die
bestehenden und 1985 verschirften
gesetzlichen Grundiagen nicht genii-
gend angewandt worden sind. Nach
jetziger Sachlage iiberwiegen deshalb
fiir die F.D.P. die Griinde gegen
eine Anderung der geltenden
Rechtslage. Sie ist aber auch weiter-
hin neuen Argumenten oder
Erkenntnissen gegeniiber aufge-
schlossen. In der Koalitionsvereinba-
rung ist die Einsetzung einer unab-
héngigen Regierungskommission zu
Fragen der Gewalt und ihrer Ursa-
chen vorgesehen worden. Im
Rahmen ihrer Arbeit wird auch die
Frage neu gepriift werden, ob eine
Anderung der geltenden Rechtslage
notwendig ist.

*} Siehe Seite 42
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Verbesserung der
Arbeitsbedingungen der Polizei

Die Polizei {ibt ihre Téatigkeit im
Rahmen von Recht und Gesetz aus.
Um ihre Funktionsfahigkeit zugun-
sten der Biirger zu erhalten und aus-
zubauen, unterstiitzt die F.D.P. die
Vorgaben des Sicherheitsplans I1.

Die Sicherheit der Biirger muf3
auch im landlichen Raum gewiéhrlei-
stet sein. Der im Sicherheitsplan 1T
vorgesehene Personalausbau ist dazu
erforderlich. Die Polizeibeamten
sind von polizeifremden Aufgaben zu
entlasten. Zur Erleichterung ihrer
Arbeit setzen wir uns fiir die Einfiih-
rung einer fiinften Schicht im Wech-
selschichtdienst ein.

Keine Aushohlung
des § 218 StGB

Die F.D.P. wird eine Riick-
nahme der Reform oder eine Aus-
hohlung des § 218 StGB nicht zulas-
sen. Auch das neue Beratungsgesetz
darf nicht zur Gegenreform mif3-
braucht werden. Aus der Sicht der
F.D.P. hat sich die bestehende
Gesetzeslage, aber auch das vorhan-
dene Beratungsangebot z.B. von
Pro-familia bewdhrt. Einem neuen
Abtreibungstourismus oder einer
erneuten Abdringung der betroffe-
nen Frauen in die Illegalitdt wird die
F.D.P. keinen Vorschub leisten.

Justiz

Zum Rechtsstaat gehort eine
funktionsfihige Justiz

Die Personalnot ist eines der
dringendsten Probleme bei der
Gerichtsbarkeit und den Notariaten,
im Strafvollzug, insbesondere aber
bei der Bewidhrungshilfe. Sie ist in
den zuriickliegenden Jahren weiter
gewachsen. Eine Personalaufstok-
kung ist daher unumginglich, damit



@ cine stetige Verldngerung der
Verfahrensdauer bei den Gerich-
ten und den Notariaten nicht in
Rechtsverweigerung fiir die Biir-
ger umschlégt;

@ Strafverfahren so ziigig durchge-
filhrt werden kdnnen, wie es der
Birger erwarten kann;

® im Strafvollzug die Resozialisie-
rungsbemiihungen weitergefiihrt
und verstirkt werden konnen, um
Riickfille zu verhindern;

@ die Bewihrungshelfer und
Gerichtshelfer bei standig steigen-
den Probandenzahlen wieder
uneingeschréinkt ihren gesetzli-
chen Auftrag erfiillen kénnen.

Strafvollzug

Im Strafvollzug bewihrt sich
ein liberaler Rechtsstaat

Der Riickgang in der Kriminali-
tatsentwicklung und bei den Haftzah-
len erdffnet fiir den Strafvollzug
neue Chancen, wenn die materielle
und personelle Ausstattung beibehal-
ten wird. Die F.D.P. will sowohl
eine Verbesserung der Vollzugsbe-
dingungen wie eine Verénderung der
Vollzugsformen erreichen. Thr
Grundanliegen ist: Therapie vor
Strafe.

Um eine solche Entwicklung
einzuleiten, unterstiitzt die F.D.P.:

@ die Einfiihrung und Erprobung
alternativer Vollzugsformen in
kleinen Einheiten;

@® den Bau neuer differenzierter,
moderner Haftanstalten bei
Verzicht auf alte Anstalten;

@ cine stdrkere Regionalisierung
und ortsnahe Strafverbii3ung
durch die Einrichtung eines Net-
zes stationdrer, teilstationdrer und
offener Vollzugseinrichtungen;

® Bemiihungen um die Verkiirzung
der U-Haftzeiten und eine gesetz-
liche Neuordnung des U-Haft-
rechts;

@® cine entscheidende Verbesserung
der Bezahlung der Gefangenenar-
beit.

Der Jugendstrafvollzug muf}
neu geordnet werden

Deshalb fordert die F.D.P.:

@ cine stirkere Beriicksichtigung
der speziellen Belange der
Jugendlichen im Vollzug im
Rahmen einer gesetzlichen Rege-
lung;

® Verbesserung der Wiedereinglie-
derungsmoglichkeiten durch
erweiterte Aus- und Weiterbil-
dungsmafBnahmen;

@ cine Verzahnung des Strafvollzugs
flir Jugendliche mit den anderen
Einrichtungen der Jugendhilfe;

® endlich eine gesetzliche Regelung
der U-Haft fiir Jugendliche, die
die von erwachsenen U-Hiftlin-
gen getrennte ,,Verwahrung* fest-
schreibt.
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Sozialpolitik

Grundsiatze

Leistungen im sozialen Bereich
sind eine zentrale gesellschaftliche
Aufgabe.

Sozialpolitik soll die eigenen
Krifte fordern und ehrenamtliche
Betreuer und Angehérige von Hilfs-
bediirftigen vor Uberforderung
schiitzen.

Soziale Einrichtungen soll der
Staat nur subsididr schaffen. In erster
Linie sind die von Wohlfahrtsverbin-
den und Selbsthilfeorganisationen
gefiihrten und noch zu schaffenden
Einrichtungen zu fordern, ohne daf
diese Arbeit durch unnotige Aufla-
gen und Richtlinien gehemmt sind.
Parallele Hilfen sind zu vermeiden
oder zu koordinieren, vor allem in
landlichen Bereichen. Auch Land-
kreise und Kommunen tragen finan-
zielle Mitverantwortung fiir Bestand
und Ausbau menschenwiirdiger
Versorgung von Unfallopfern, Kran-
ken, Alten und Behinderten aller
Art.

Daher fordert die F.D.P.;

® personelle Aufstockung von Fach-
kraften sowohl im ambulanten
Sozialdienst wie in den vorhande-
nen sozialen Institutionen.

Familienpolitik

Die Familie bedarf der besonde-
ren Unterstiitzung des Staates. Des-
halb fordert die F.D.P. die Verbesse-
rung und Erweiterung aller Einrich-
tungen, die die Familie entlasten
kénnen.
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In der Wohnbaupolitik muf3 den
Bediirfnissen von Familien mit Kin-
dern, dlterer Bewohner und Behin-
derter stirker Rechnung getragen
werden. Dazu gehoren Hilfen bei
UmbaumafBnahmen und bei Woh-
nungswechsel.

Die Betreuungseinrichtungen
wie Kindergirten, Schiilerhorte und
Altenheime sollten ihr Angebot fle-
xibler gestalten. So sind die Off-
nungszeiten den beruflichen Arbeits-
zeiten anzupassen, und bei der
Unterbringung von Pflegebediirfti-
gen mull auf die Bediirfnisse der
Familien nach stiandiger oder zeitwei-
liger Entlastung Riicksicht genom-
men werden.

Die Lebensumsténde von
Alleinerziehenden sind durch beson-
ders groB3e Belastungen gekennzeich-
net. Hier bedarf es nicht nur der
materiellen Unterstiitzung, sondern
auch der Hilfen, die bei der Betreu-
ung wihrend der Arbeitszeit des
Elternteils, bei Erzichungsschwierig-
keiten und bei der Entscheidung der
Ausbildungsfragen wirksam werden.

Die Ausweitung des Beratungs-
angebotes fiir alle Familien, beson-
ders auch bei Auftreten von Gewalt
in der Familie, ist ein grofles Anlie-
gen der F.D.P.; regionalflichen -
deckend sind Schutzheime und Frau-
enhéduser als Zufluchtstitte fiir mil3-
handelte Kinder und Frauen zu
schaffen.

In unserer Gesellschaft gibt es
ein hohes Maf} an Erziehungs-,
Betreuungs- und Pflegeaufgaben, die
zum groBten Teil von Frauen erfiillt
werden: meist unauffillig, selbstver-
standlich, ohne Forderungen von



Gegenleistungen, und doch ist die
Bewiltigung dieser Probleme der
Nachweis von Humanitét in unserer
Gesellschaft. Deshalb sind diese fiir
die Gesellschaft unverzichtbaren Lei-
stungen im Sozial- und Steuerrecht
zu beriicksichtigen und in die
Berechnungsgrundlagen der Sozial-
hilfesitze einzubeziehen; Dauerpfle-
gezeiten von Familienangehorigen
sollen auch bei der Rente angerech-
net werden.

Die F.D.P. setzt sich weiter
dafiir ein, daB im Sozialhilferecht
einmalige Leistungen pauschaliert
und damit die Vergabeverfahren ent-
biirokratisiert werden. GroBerer
Entscheidungsspielraum fiir die
Sozialhilfeempfinger kann deren
Selbstbewuftsein stérken.

Behindertenpolitik

Die Integration von Behinder-
ten im tédglichen Leben muf3 zur
Selbstverstiandlichkeit und insbeson-
dere bei der Nutzung offentlicher
Einrichtungen weitgehend verwirk-
licht werden. In den Kommunen sol-
len Behindertenpline erstellt, Behin-
dertenbeauftragte bestellt und die
Verhdltnisse im dffentlichen Nahver-
kehr behindertengerecht ausgebaut
werden.

Die Fritherkennungsuntersu-
chungen sind zu verbessern, die
Friihférderung mufl ganz wesentlich
ausgebaut werden, um frithkindliche
Behinderungen weitgehend zu
vermeiden. Die Eltern Behinderter
sind bei ihrer Betreuungsaufgabe
stidrker zu unterstiitzen.

Alle dffentlichen Verwaltungen
und Betriebe in Baden-Wiirttemberg
miissen bei der Einstellung Behin-
derter zumindest die gesetzlich vor-
geschriebene Quote erfiillen.

Altenpolitik

Den dlteren Menschen miissen
verstarkt Aufgabenbereiche erdffnet
werden, die ihren Fihigkeiten und
Interessen entsprechen. Gerade in
der Weiterbildung kdnnen aktive
Lebensgestaltung sowie Weitergabe
von Wissen und Lebenserfahrung als
wichtige gesellschaftliche Aufgabe
wahrgenommen werden.

Die F.D.P. setzt sich fiir die
Schaffung altersgerechten Wohn-
raums, fiir die Starkung dezentral
organisierter Dienste der Altenhilfe
und einen Ausbau der Moglichkeiten
zur Teilnahme alter Menschen am
kulturellen Leben ein.

Zur Verbesserung der Lebenssi-
tuation alter Menschen muf das
Angebot an ambulanten und statio-
ndren Einrichtungen ausgebaut wer-
den. In Baden-Wiirttemberg sind zu
wenig Einrichtungen fiir alte Men-
schen vorhanden, die zwar der
Pflege, jedoch keiner vollstationiren
Unterbringung bediirfen. Alle Mog-
lichkeiten einer sozialen und medizi-
nischen Rehabilitation sind anzubie-
ten. Die F.D.P. fordert die Schaf-
fung von mehr Kurzzeitbetreuungs-
platzen und Kurzzeitpflegeplitzen in
privaten und staatlichen Einrichtun-
gen. Hierher gehdren Angebote fiir
eine Tagesversorgung, fiir Nacht-
und Wochenenddienste sowie
Feriendienste.

Die F.D.P. fordert, daf3 das
Risiko der Pflegebediirftigkeit
gesetzlich geregelt wird.

Die Aus- und Weiterbildung der
in der Altenbetreuung und Alten-
pflege Tétigen miissen grundlegend
verbessert werden. Die Fortschritte
in der Altersmedizin und -psychiatrie
miissen auch in der drztlichen Aus-
bildung und Spezialisierung ihren
Niederschlag finden.
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Gesundheitspolitik

Auf dem Gebiet des Gesund-
heitswesens ist der Vorbeugung von
Krankheiten und der Bekdmpfung
von Suchtverhalten in allen Berei-
chen erheblich mehr Gewicht bei-
zumessen. Dazu gehort die Veranke-
rung der Gesundheitserzichung in
den Lehrplinen aller Schulen.

Kostenddmpfung zu Lasten der
Kranken und des medizinischen
Fortschritts ist abzulehnen.

Im Krankenhausbereich muf
bei einer Einschriankung der staatli-
chen Planungsvorgaben die Eigen-
verantwortlichkeit der Triger
gestirkt werden. Hierzu ist das
Kostendeckungsprinzip durch die
Entwicklung objektiver Kosten- und
Leistungsstandards abzuldsen.

Die psychiatrischen Landeskran-
kenh#user miissen von den personel-
len und séchlichen Mitteln her in die
Lage versetzt werden, dal3 sie ausrei-
chend Therapie und nicht nur
Verwahrung bieten.

Bei der Bekampfung der
Immunschwiche AIDS setzen die
Liberalen sich fiir eine umfassende
Aufklidrung der Offentlichkeit sowie
fiir eine Forderung von Beratungs-
und Selbsthilfeorganisationen ein.

Eine statistische Erfassung von
Krankheitsfallen ist sinnvoll; die
individuelle Meldepflicht zur
Bekdmpfung von AIDS ist dagegen
vollig ungeeignet.

Erkrankte bediirfen der beson-
deren Fiirsorge und sind gegen jegli-
che Ausgrenzung zu schiitzen.
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Bildung und Kultur

Schule braucht Freiraum
und Vielfalt

Liberale Bildungspolitik will das
Recht auf Bildung als Biirgerrecht
gewdhrleisten. Als Ziel steht dabei
die freie Entfaltung der Personlich-
keit im Mittelpunkt. Fiir Liberale
bleibt Bildung auch ein Wert an sich.

Liberale setzen auf
Eigenverantwortung der Schule
und auf Mitwirkung

von Lehrern, Eltern und Schiilern

Sie fordern die Stirkung der
Autonomie der einzelnen Schule:

® Dic Moglichkeiten der einzelnen
Schule, im Rahmen des Lehrplans
eigene Schwerpunkte setzen zu
konnen, sind zu verbessern. Ins-
besondere in den gesellschaftswis-
senschaftlichen Fichern muf
geniigend Zeit fiir Diskussionen
liber gesellschaftliche Themen
bleiben.

miert und gehort werden. Es soll
eine Landesschiilervertretung
errichtet werden. An den Schulen
ist die Werbung fiir Veranstaltun-
gen der politischen Jugendorgani-
sationen zu gestatten.

Schiilerzeitungen diirfen nicht
vom Schulleiter zensiert werden.
Sie unterliegen dem normalen
Presserecht. Die Schiiler sollen
lediglich dazu verpflichtet sein,
die Zeitung vor ihrer Veroifentli-
chung dem Schulleiter und dem
Vertrauenslehrer vorzulegen und
deren Stellungnahme anzuhdren.

Zentrale Priifungen diirfen nicht
zu inhaltlicher Gleichschaltung
genutzt werden. Das baden-wiirt-
tembergische Zentralabitur ist
abzuschaffen.

Fiir Sitzenbleiber ist die Mdglich-
keit der Nachpriifung einzufiih-
ren.

Die Kompetenzen der Schulkon-
ferenz miissen erweitert werden:
sie soll iiber alle die Schule betref-
fenden Belange entscheiden. Dies
gilt auch fiir die Wahl des Schul-
leiters, fiir die Mitwirkung bei der
Unterrichtsgestaltung und bei den
Aufgaben als Disziplinarkonfe-
renz.

Die Mitbestimmungsmoglichkei-
ten der Schiiler sind altersgemif3
auszubauen. Die Arbeit der SMV
ist stirker zu fordern; die SMV
erhilt in der Oberstufe ein Mit-
spracherecht bei der Lernmittel-
beschaffung; der Schiilersprecher
muf bei Entscheidungen, die die
Schiilerschaft betreffen, infor-

Liberale wollen mehr Vielfalt
in der Schullandschaft

Fiir die im Sinne der Zukunfts-
offenheit des gesamten Schulwesens
erforderliche Vielfalt leisten die
Schulen in freier Trégerschaft mit
besonderer pidagogischer Pragung
einen wichtigen Beitrag. Vielfalt ist
aber auch innerhalb des staatlichen
Regelschulwesens unabdingbar.
Konkret heif3t dies u.a.:

® Jede Schule muB sich aufgrund
eigener Entscheidung in Richtung
auf eine Schule besonderer pidda-
gogischer Pragung entwickeln
koénnen.

@ Die horizontale Durchldssigkeit
zwischen der Hauptschule, der



Realschule und dem Gymnasium
muB in groBerem Umfang
gewihrleistet werden.

@® In allen Bereichen des Schulwe-
sens sind Schulversuche durchzu-
fithren — zum Beispiel zur Erpro-
bung der mdglichen Integration
behinderter Schiiler oder zur Ent-
wicklung einer schulischen
Umwelterziehung. Erfolgreich
verlaufene Versuche sind nach
Ablauf der Versuchsphase als
Schulen besonderer padagogi-
scher Prigung weiterzufiihren.
Modelle, die in einem anderen
Bundesland erfolgreich erprobt
sind, miissen {ibernommen wer-
den konnen.

@ Zur Erprobung der sechsjdhrigen
Grundschule mit Orientierungs-
funktion sowie zur Erprobung des
mittleren Abschlusses an der
Hauptschule sind Schulversuche
einzurichten.

@ Bestehende Gesamtschulen sind
dort, wo dies dem Elternwillen
entspricht, als Schulen besonderer
pidagogischer Prigung zu erhal-
ten. Dies gilt auch fiir Gesamt-
schulmodelle, die die Schulform-
wahl iiber das sechste Schuljahr
hinaus offenhalten und von einer
kollegialen Schulleitung gefiihrt
werden. Weitere differenzierte
Formen von Gesamtschulen kon-
nen auf Antrag der Schultrdger
eingerichtet werden.

@ Das schulische Angebot ist durch
die Einrichtung von Ganztages-
schulen zu ergédnzen.

@ Schulen in freier Trigerschaft sind
in ihrer padagogischen Eigenstén-
digkeit zu fordern. Sie bediirfen
ausreichender finanzieller Unter-
stiitzung. Eine Sonderung der
Schiiler nach Besitzverhaltnissen
der Eltern darf nicht stattfinden.

36

Zukunftschance
berufliche Bildung

Der hohe Ausbildungsstand des
dualen Systems der beruflichen Aus-
bildung, der auf dem Gleichgewicht
der betrieblichen und der schulischen
Ausbildung beruht, ist ein bedeuten-
der Wettbewerbsvorteil der deut-
schen und der baden-wiirttembergi-
schen Wirtschaft, der es verdient,
erhalten und ausgebaut zu werden.

Die F.D.P. fordert:

@ cine sofortige bedarfsgerechte
Lehrerversorgung, mit der Mog-
lichkeit des .,Seiteneinstiegs* fiir
Bewerber aus der Wirtschaft,

@ cine Erweiterung des Wahlpflicht-
bereichs an den Berufsschulen,

@ cine intensive betriebsnahe Fort-
bildung fiir Lehrer an beruflichen
Schulen,

@ cincn echten mittleren AbschluB3
fiir Hauptschiiler mit abgeschlos-
sener Berufsausbildung,

@ cinen verstirkten Beitrag der
beruflichen Schulen zur berufli-
chen Weiterbildung in Abstim-
mung mit den iiberbetrieblichen
Weiterbildungsstétten,

® die Vermittlung berufsorientierter
Inhalte an allen allgemeinbilden-
den Schulen, z.B. Betriebsprak-
tika.

@ Differenzierung von Berufsausbil-
dungsgéngen nach Leistungsfihig-
keit der Berufsanfénger,

® beschleunigte Abstimmung der
Lehrstoffplidne der Linder mit
den Rahmenrichtlinien des Bun-
des in Bezug auf die Einfithrung
neuer Technologien,

@ in zukunftsreichen Ausbildungs-
berufen miissen vermehrt qualifi-
zierte Ausbildungsplitze bereit-



gestellt werden, um die Chancen
einer nahtlosen Ubernahme in ein
Beschiftigungsverhiltnis zu erho-
hen,

® die Anstrengungen, Midchen im
gewerblich-technischen Bereich
auszubilden, miissen fortgesetzt
werden,

® fiir schulentlassene Jugendliche.
die der speziellen Vorbereitung
auf eine Arbeitnehmertétigkeit
bediirfen, sind weitere gezielte
berufsvorbereitende MaBlnahmen
zu entwickeln,

® von den Kammern sind mit
Unterstiitzung des Landes beson-
ders im l4dndlichen Raum Ausbil-
dungsverbiinde zu organisieren,
um die erforderliche Bandbreite
der Ausbildung zu gewihrleisten.

Zukunftsaufgabe
Weiterbildung

Mehr Bildung schafft nicht nur
mehr Freiheit;

bessere Bildung schafft auch bessere
Chancen auf dem Arbeitsmarkt

Liberale Bildungspolitik macht
die Weiterbildung zu einem besonde-
ren Schwerpunkt. Weiterbildung
muf zur vierten Sdule des Bildungs-
wesens werden neben Schule, beruf-
licher Ausbildung und Hochschule.
Dabei miissen die Bildungsphasen
kiinftig weit enger miteinander
verzahnt werden. Das Ziel des
»lebenslangen Lernens* findet so
Eingang in die Lehrplane von
Schule, beruflicher Bildung und
Hochschule.

Die F.D.P. fordert verldfliche
Finanzierungsgrundlagen in Form
einer gesetzlich festgelegten
Anspruchsférderung
fiir Weiterbildungstréger.

Berufliche Weiterbildung ist vor
allem eine Aufgabe der Wirtschaft,
der sich diese weit stirker als bislang
stellen muf3. Am , Lernort Betrieb*
zeigen sich die stindig verdnderten
Anforderungen der Arbeitswelt kon-
kret. Angesichts der oft nur begrenz-
ten Leistungsfihigkeit von Klein-
und Mittelbetrieben und der Weiter-
bildungsbediirfnisse von Nichter-
werbstitigen bleibt jedoch die Mit-
wirkung aufler- und iiberbetriebli-
cher Weiterbildungstrager unver-
zichtbar.

Die Weiterbildung von Frauen
ist ein besonders wichtiges Zukunfts-
thema. Die bislang vorgesehenen
Orientierungs- und Motivierungs-
kurse (,.Neuer Start ab 35%) reichen
nicht aus. Notwendig sind gezielte
Hilfen insbesondere beim Zugang zu
neuen Technologien. Wichtig ist fer-
ner, daB3 Weiterbildungsangebote
bereits withrend der Zeit einer fami-
lienbedingten Unterbrechung der
Erwerbstitigkeit wahrgenommen
werden konnen.

Liberale sehen in der Weiterbildung
einen unverzichtbaren Bestandteil
des Biirgerrechts auf Bildung

Weiterbildung bedeutet nicht
nur berufliche Weiterbildung und
damit Verbesserung der beruflichen
Lebenschancen. Weiterbildung
bedeutet ebenso allgemeine und poli-
tische Weiterbildung. Eine lebendige
Demokratie lebt vom Engagement
informierter Biirger und von deren
Bereitschaft, sich sachkundig mit
politischen und gesellschaftlichen
Fragen auseinanderzusetzen. Gerade
im Bereich der allgemeinen und poli-
tischen Weiterbildung miissen gro-
Bere Anstrengungen unternommen
werden, damit Baden-Wiirttemberg
aus der Schluf8lichtposition heraus-
kommt. Voraussetzung hierfir ist
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auch eine Biindelung der Zusténdig-
keiten unter der Federfithrung eines
Ministeriums. Von der Sache her ist
die Zuordnung zum Ministerium fiir
Wissenschaft und Kunst geboten.

Die Verwandlung von Arbeitszeit

in inner- und auBlerbetriebliche
berufliche und allgemeine
Weiterbildungszeit ist die produktiv-
ste Form zukiinftiger Arbeitszeitver-
kiirzung. Durch die allgemein verlidn-
gerten Erstausbildungszeiten ist die
Fahigkeit zum lebenslangen Lernen
kein Akademikervorzug mehr; sie
muB} nur noch stirker genutzt wer-
den durch Umwandlung von
Wochen- und Jahresarbeitszeit in
regelmifBige Weiterbildungszeit (Bil-
dungsurlaub) oder durch Anrech-
nung auf die Arbeitszeit.

Bildungszeiten in
Gymnasium und Hochschule
neu iiberdenken

Mit 30 ins Berufsleben ?

Das Alter, in dem Hochschulab-
solventen ins Berufsleben eintreten,
hat sich in den zurtickliegenden Jah-
ren im Durchschnitt stetig erhéht.
Beim Bemiihen um eine Verkiirzung
der Ausbildungszeiten darf aber
nicht iibersehen werden, daf3 eine
Reihe von Faktoren fiir das Berufs-
eintrittsalter mitverantwortlich sind,
die nichts mit der Dauer der Ausbil-
dungsginge zu tun haben: Hierzu
zdhlen z.B. die Zeiten des Wehr-
und Ersatzdienstes, Wartezeiten auf
Grund des Numerus clausus und Zei-
ten von Lehre und Erwerbstétigkeit
zwischen Abitur und Studienbeginn.

Das Niveau des Abiturs und des
Hochschulexamens darf nicht sinken

Eine Verkiirzung der Ausbil-
dungszeiten darf nicht zu einem sin-
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kenden Niveau des Abiturs und der
Hochschulexamina flihren. Zu Recht
wird die Bedeutung einer fundierten
Allgemeinbildung wieder stirker
betont. Auch die Klagen iiber eine
teilweise mangelnde Studierfdhigkeit
der Abiturienten unterstreichen
diese Notwendigkeit. Modelle, die
die Probleme der schulischen Ausbil-
dung auf die Hochschule verlagern
oder umgekehrt, sind zu deren
Losung ungeeignet.

Im 13. Schuljahr kann mancher
Leerlauf abgestellt werden

Das zweite Halbjahr des 13.
Schuljahres bietet die besten Mog-
lichkeiten, die Schulzeit zu verkiir-
zen. Durch entsprechende organisa-
torische Verdnderungen kann die
Zeit nach dem schriftlichen Abitur,
die heute viel Leerlauf enthilt, abge-
kiirzt werden. Auf diesem Wege ist
eine 12%-jahrige gymnasiale Schul-
zeit rasch zu erreichen.

Wir wollen Angebote schaffen,
das Studium schneller absolvieren
zu konnen

@ Studienanfinger brauchen bessere
Beratung und Orientierung. Diese
mul} schon in der Schule anset-
zen, ist aber im wesentlichen Auf-
gabe der Hochschulen.

@ Niemand darf gezwungen sein.
neben dem Studium zu arbeiten.
Eine Verbesserung der Konditio-
nen und der Fordersitze des Bun-
desausbildungsforderungsgesetzes
(BAF0G) ist deshalb unabding-
bar.

@ Verbesserte Studienbedingungen
helfen Zeit sparen. Mittelfristig
zuriickgehende Studentenzahlen
diirfen nicht zum Anla3 genom-
men werden, die Ausstattung der
Hochschule zu reduzieren.



® Der Wettbewerb der Hochschulen
muB gefordert werden. Ein denk-
barer Weg, zu einer Studienre-
form zu kommen, die kiirzere
Studienzeiten ohne Qualititsver-
lust ermdglicht, besteht in der
Zuweisung von fiir die Universitét
frei verfiigbaren Mitteln je Stu-
dent. Dadurch koénnen die Fakul-
tdten motiviert werden, eine
angemessene Zahl von Studenten
in kiirzerer Zeit, aber gleichwohl
qualifiziert auszubilden.

Fir kulturelle Vielfalt

Liberale Kulturpolitik will alle
Biirger ansprechen — ungeachtet
ihrer sozialen Stellung und ihrer Bil-
dungsvoraussetzungen.

Die F.D.P. setzt sich fiir
Rahmenbedingungen auf Bundes-
und Landesebene sowie in den Kom-
munen ein, die ein Klima schaffen,
das vielfdltige kulturelle Aktivititen
ermoglicht. In einer pluralistischen
Gesellschaft haben unterschiedliche
Werte, Traditionen und Formen
ihren Platz und miissen gefordert
werden. Nur so konnen Kulturangst
und Kulturferne vieler Biirger tiber-
wunden werden.

Die Forderpolitik des Landes
darf sich nicht allein an Spitzenlei-
stungen orientieren. Liberale setzen
sich dafiir ein, daB

@ cin breites, offenes Kulturangebot
in Stddten und im ldndlichen
Bereich gefordert wird, z.B. auch
durch Vereine,

@ alternative und sozio-kulturelle
Aktivitdten in die stdndige
Bezuschussung des Landes aufge-
nommen werden,

® cine Konzeption kultureller

Angebote flir Auslénder und von
Auslindern erarbeitet und Initia-

tiven, die dem interkulturellen
Austausch dienen, gefordert wer-
den,

® das musische Angebot in Schulen
erweitert und durch Kunstschaf-
fende (Literaten, Schauspieler,
bildende Kiinstler) lebendiger
gestaltet wird,

@ Jugendkunstschulen flichendek-
kend eingerichtet werden,
Zuschisse des Landes analog den
Musikschulen erhalten und mit
anderen kulturellen Einrichtun-
gen kooperieren,

® cin adiquates Bildungsangebot
fiir Senioren auf allen Bildungs-
ebenen entsteht, das dem gestie-
genen Bildungsstand und der gro-
Beren Freizeit von aus dem
Berufsleben Ausgeschiedenen
entspricht,

® der Schutz von Denkmalen stren-
ger iiberwacht wird und die
Unterhaltung vor allem privater
Gebiude starker geférdert wer-
den.

Fiir eine europaorientierte
Bildungspolitik

Die Schranken im Bildungsbe-
reich zwischen den EG-Léindern
miissen endlich fallen.

Die F.D.P. setzt sich fiir fol-
gende MaBBnahmen ein:

@ Die Lehrpldne der gemeinschafts-
kundlichen Facher sind stiarker
europaorientiert auszurichten.
Geschichte, Aufbau, Probleme
und Perspektiven der Européi-
schen Gemeinschaft sind stirker
zu beriicksichtigen.

® Ausbildungs- und Bildungsab-
schliisse miissen gegenseitig aner-
kannt werden.
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® Partnerschaften und Austausch-
programme von Schiilern und
Auszubildenden sind noch stirker
als bisher zu fordern.

@® Austausch von Lehrern und Aus-
bildern soll in der EG auch aufler-
halb spezieller Programme mog-
lich sein.

® Im grenznahen Raum sind
Modellversuche fiir grenziiber-
schreitende Lehrlingsausbildung
zu schaffen.

Intensive Beziehungen auf allen
Gebieten setzen vor allem Fremd-
sprachenkenntnisse voraus. Dies gilt
in Baden-Wiirttemberg neben der
englischen insbesondere fiir die fran-
zosische Sprache. Die F.D.P. will
deshalb ein verstirktes Angebot an
Franzosischunterricht an allen Schul-
arten.

Der muttersprachliche Unter-
richt fiir ausldndische Schiiler ist in
den Regelunterricht zu integrieren.

Liberale Hochschulpolitik
in Baden-Wiirttemberg

Die Autonomie der Hochschu-
len muB3 gestdrkt werden. Tendenzen
weiteren staatlichen Zu- und Ein-
griffs werden in Baden-Wiirttemberg
vermehrt sichtbar. Liberale wenden
sich gegen solche Tendenzen.

Die Organisation und inhaltliche
Gestaltung von Studiengéngen ein-
schlieBlich der Bemiithung um deren
zeitliche Straffung ist Sache der
Hochschulen selbst, nicht Sache des
Staates. Der Wettbewerb von Wis-
senschaftlern, die iiber Forschungs-
mittel selbst verfiigen kénnen, bringt
die Forschung weiter als technokrati-
sches Forschungsmanagement durch
den Apparat des Ministerprisiden-
ten.
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Liberale Hochschulpolitik will
folgende Ziele erreichen:

® Das ,Biirgerrecht auf Bildung*
muB auch im Hochschulbereich
als individuelle Chance wahrge-
nommen werden konnen. Die
Forderung von Studenten aus ein-
kommensschwiicheren Familien
muf3 daher verbessert werden.
Der Numerus clausus ist abzu-
bauen.

@® Fiir Frauen, die bei den wissen-
schaftlichen Assistenten und
den Hochschullehrern erheblich
unterreprésentiert sind, miissen
bessere Chancen geschaffen wer-
den.

® In Baden-Wiirttemberg muB} wie-
der eine VerfaBte Studentenschaft
mit Satzungsautonomie und politi-
schem Mandat fiir die Rechte und
Belange der Studentenschaft ein-
treten konnen.

® Der internationale Austausch von
Studenten und Wissenschaftlern
sowie die internationale Zusam-
menarbeit der Hochschulen
bediirfen nachhaltiger Forderung
und finanzieller Unterstiitzung.

® Das Verfiigungsrecht der Hoch-
schulen {iber ihre finanziellen Mit-
tel ist zu erweitern, damit sie mit
ihren Stellen und Mitteln bedarfs-
gerechter arbeiten und in einen
leistungsfordernden Wettbewerb
treten konnen. Fiir Versuche mit
einem Globalhaushalt fiir die ein-
zelne Hochschule ist die gesetzli-
che Voraussetzung zu schaffen.
Die Pddagogischen Hochschulen
miissen durch die Bereitstellung
von Personal und finanziellen
Mitteln seitens des Landes in die
Lage versetzt werden, ihren
gesetzlich definierten Aufgaben
im Bereich der Forschung tatsich-
lich entsprechen zu kdnnen. Ins-



besondere sind in den Fachberei-
chen und Fichern Grundausstat-
tungen zu schaffen, die eine Ein-
werbung von Drittmitteln ermdg-
lichen.

Stiftungshochschulen — analog zu
den Schulen in freier Trigerschaft
- konnen das tertidre Bildungssy-
stem ergidnzen und bereichern.
Sie wiren eine konstruktive Her-
ausforderung der staatlichen
Hochschulen in Forschung und
Lehre. Thre Griindung und Exi-
stenz ist zu erleichtern.

Fiir die bisher vernachlissigte
Weiterbildung im Bereich der
Hochschulen sind zusétzliche Stel-
len und Mittel bereitzustellen.

Die neugeschaffenen Stellen fiir
Nachwuchswissenschaftler (Fiebi-
ger-Plan) sind mit einer entspre-
chenden Ausstattung zu versehen,

da ohne diese Ausstattung die
Gefahr besteht, daf3 die Universi-
tiaten die Stellen nicht sachgerecht
nutzen konnen.

Angesichts der hervorragenden
Leistung und hinsichtlich des
immer wichtiger werdenden Tech-
nologietransfers sind die Ausbil-
dungsengpisse an den Fachhoch-
schulen zu beseitigen und die
bestehende Altersstruktur des
Lehrkorpers zu verbessern.
Hierzu ist ein dem ,,Fiebiger-
Plan“ der Universitéten entspre-
chendes Programm fiir die Zuwei-
sung zusatzlicher Professorenstel-
len erforderlich.

Die Entwicklung der naturwissen-
schaftlichen und technischen
Fachbereiche darf nicht auf
Kosten der sozial- und geisteswis-
senschaftlichen Facher erfolgen.

COUPON

Meine Interessengebiete sind:

Ich interessiere mich fiir die Politik der Liberalen.
O Bitte senden Sie mir Informationsmaterial.

LF88

O Bitte laden Sie mich zu Veranstaltungen der F.D.P. ein.
O Ich mochte Mitglied der F.D.P. werden.

Name

StraBe

PLZ/Ort

Bitte einsenden an:
FE.D.P.-Landesverband Baden-Wiirttemberg

RotebithlstraBe 133, 7000 Stuttgart 1, Telefon (0711) 6108 76
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Demonstrationsgeschehen

Die vorliegende Fassung ent-
spricht dem Beschluf3 des 73.
Ordentlichen Landesparteitages am
2./3. Oktober 1987 in Friedrichs-
hafen.

Eine erneute Anhérung von
Polizeiexperten am 13. November
1987 in Bonn hat eindeutig ergeben,
da3 Vermummung immer mehr eine
Vorbereitungshandlung zur Aus-
iibung von Gewalt bei Demonstratio-
nen geworden ist und die geltende
Rechtslage als nicht mehr sachge-
recht und nicht mehr ausreichend
angesehen werden muf3.
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Der AuBlerordentliche Bundes-
parteitag am 12. Dezember 1987 in
Mannheim hat deshalb die Bundesre-
gierung und die Bundestagsfraktion
der F.D.P. aufgefordert, durch admi-
nistrative Mafnahmen die Lage der
Polizei zu verbessern und durch
gesetzgeberische Vorschldge wie not-
wendige Anderungen der Straf-
prozeBordnung, insbesondere durch
Ausbau beschleunigter Verfahren,
die Novellierung des Versammlungs-
rechts und des Vermummungsver-
bots das Recht auf friedliche Demon-
strationen besser zu schiitzen und
Straftaten bei Demonstrationen zu
verhindern.



	Landtagswahlprogramm 1988

	Dr. Walter Döring
	Inhaltsverzeichnis
	Merkmale liberaler Politik
	Umweltpolitik
	Wirtschaft und Finanzen
	Energiepolitik
	Agrarpolitik und ländlicher Raum
	Rechtsstaat
	Sozialpolitik
	Bildung und Kultur


		2010-04-16T10:55:01+0200
	Archiv des Liberalismus




